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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

über den Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 
über bestreitbare und faire Märkte im digitalen Sektor (Gesetz über digitale Dienste)
(COM(2020)0842 – C9-0419/2020 – 2020/0374(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat (COM(2020)0842),

– unter Hinweis auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 114 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der 
Kommission unterbreitet wurde (C9-0401/2020),

– unter Hinweis auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses vom xxx, 

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom xxx,

– unter Hinweis auf Artikel 59 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Stellungnahmen des Ausschusses für und Wirtschaft und 
Währung, des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie, des Ausschusses für 
Verkehr und Tourismus, des Ausschusses für Kultur und Bildung, des 
Rechtsausschusses, des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, 

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für Binnenmarkt und Verbraucherschutz 
(A9-0000/2021),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, 
entscheidend ändert oder beabsichtigt, ihn entscheidend zu ändern;

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.
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Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21) Ein Betreiber zentraler 
Plattformdienste verfügt insbesondere dann 
über eine gefestigte und dauerhafte 
Position hinsichtlich seiner Tätigkeiten 
bzw. wird eine solche voraussichtlich in 
naher Zukunft erlangen, wenn die 
Bestreitbarkeit seiner Position beschränkt 
ist. Dies ist wahrscheinlich der Fall, wenn 
der Betreiber mindestens drei Jahre lang in 
mindestens drei Mitgliedstaaten einen 
zentralen Plattformdienst für eine sehr 
große Zahl gewerblicher Nutzer und 
Endnutzer betrieben hat.

(21) Ein Betreiber zentraler 
Plattformdienste verfügt insbesondere dann 
über eine gefestigte und dauerhafte 
Position hinsichtlich seiner Tätigkeiten 
bzw. wird eine solche voraussichtlich in 
naher Zukunft erlangen, wenn die 
Bestreitbarkeit seiner Position beschränkt 
ist. Dies ist wahrscheinlich der Fall, wenn 
der Betreiber mindestens drei Jahre lang in 
mindestens drei Mitgliedstaaten einen 
zentralen Plattformdienst für eine sehr 
große Zahl gewerblicher Nutzer und 
Endnutzer betrieben hat. Die Betreiber 
zentraler Plattformdienste setzen bei der 
Messung der monatlich aktiven 
Endnutzer für die Zwecke von Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe b ein Verzeichnis von 
Indikatoren ein.

Or. en

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Solche Schwellenwerte können 
durch Marktentwicklungen und technische 
Entwicklungen beeinflusst werden. Der 
Kommission sollte daher die Befugnis 
übertragen werden, delegierte Rechtsakte 
zu erlassen, mit denen sie die Methode 
festlegt, anhand deren bestimmt wird, ob 
die quantitativen Schwellenwerte erreicht 
sind, und diese Methode, falls nötig, 
regelmäßig an Marktentwicklungen und 
technologische Entwicklungen anpasst. 
Dies gilt insbesondere für die 

(22) Solche Schwellenwerte können 
durch Marktentwicklungen und technische 
Entwicklungen beeinflusst werden. Der 
Kommission sollte daher die Befugnis 
übertragen werden, delegierte Rechtsakte 
zu erlassen, mit denen sie die Methode 
festlegt, anhand deren bestimmt wird, ob 
die quantitativen Schwellenwerte erreicht 
sind, das Verzeichnis der Indikatoren, wie 
im Anhang der Verordnung angeführt, zu 
aktualisieren, und diese Methode, falls 
nötig, regelmäßig an Marktentwicklungen 
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Schwellenwerte in Bezug auf die 
Marktkapitalisierung, die in geeigneten 
Abständen indexiert werden sollten.

und technologische Entwicklungen 
anzupassen. Dies gilt insbesondere für die 
Schwellenwerte in Bezug auf die 
Marktkapitalisierung, die in geeigneten 
Abständen indexiert werden sollten.

Or. en

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23) Betreiber zentraler 
Plattformdienste, die die quantitativen 
Schwellenwerte erreichen, aber 
hinreichend substantiierte Argumente 
dafür vorbringen, dass sie in Anbetracht 
der Umstände, unter denen der betreffende 
zentrale Plattformdienst betrieben wird, die 
objektiven Kriterien für die Einstufung als 
Gatekeeper nicht erfüllen, sollten nicht 
unmittelbar, sondern erst nach einer 
weiteren Untersuchung benannt werden. 
Die Beweislast dafür, dass die auf der 
Erfüllung quantitativer Schwellenwerte 
beruhende Annahme auf einen konkreten 
Betreiber nicht anwendbar sein sollte, 
sollte von diesem Betreiber getragen 
werden. Die Kommission sollte bei ihrer 
Beurteilung nur die Elemente 
berücksichtigen, die sich unmittelbar auf 
die Gatekeeper-Kriterien beziehen, 
nämlich ob es sich um ein wichtiges 
Zugangstor handelt, dessen Betreiber über 
erhebliche Auswirkungen auf den 
Binnenmarkt und über eine gefestigte und 
dauerhafte Position verfügt (bzw. eine 
solche in naher Zukunft erlangen wird). 
Rechtfertigungen auf Basis 
wirtschaftlicher Gründe, durch die 
nachgewiesen werden soll, dass ein 
bestimmtes Verhalten eines Betreibers 
zentraler Plattformdienste 
Effizienzgewinne hervorbringt, sollten 

(23) Betreiber zentraler Plattformdienste 
sollten nachweisen können, dass sie trotz 
Einhaltung der quantitativen 
Schwellenwerte aufgrund der 
außergewöhnlichen Umstände, unter 
denen der betreffende zentrale 
Plattformdienst betrieben wird, die 
objektiven Kriterien für die Einstufung als 
Gatekeeper nicht erfüllen. Dies sollte nur 
der Fall sein, wenn ausreichend Beweise 
vorliegen, um dies zu belegen. Die 
eindeutige Beweislast dafür, dass die auf 
der Erfüllung quantitativer Schwellenwerte 
beruhende Annahme auf einen konkreten 
Betreiber nicht anwendbar sein sollte, 
sollte von diesem Betreiber getragen 
werden. Wenn der Betreiber die 
Untersuchung erheblich behindert, indem 
er den Untersuchungsmaßnahmen der 
Kommission nicht nachkommt, sollte die 
Kommission auf der Grundlage der 
quantitativen Schwellenwerte und 
verfügbaren Fakten eine Entscheidung 
treffen können.
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nicht berücksichtigt werden, da dies für 
die Benennung als Gatekeeper nicht 
relevant ist. Wenn der Betreiber die 
Untersuchung erheblich behindert, indem 
er den Untersuchungsmaßnahmen der 
Kommission nicht nachkommt, sollte die 
Kommission auf der Grundlage der 
quantitativen Schwellenwerte eine 
Entscheidung treffen können.

Or. en

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 30

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30) Angesichts der komplexen und sich 
rasch wandelnden Technologien zentraler 
Plattformdienste muss der Status von 
Gatekeepern – auch der Unternehmen, die 
voraussichtlich in naher Zukunft 
hinsichtlich ihrer Tätigkeiten eine 
dauerhafte und gefestigte Position erlangen 
werden – regelmäßig überprüft werden. 
Um allen Marktteilnehmern einschließlich 
der Gatekeeper die erforderliche 
Rechtssicherheit bezüglich der 
anwendbaren rechtlichen Verpflichtungen 
zu bieten, müssen diese regelmäßigen 
Überprüfungen zeitlich begrenzt sein. 
Außerdem ist es wichtig, solche 
Überprüfungen regelmäßig, und zwar 
mindestens alle zwei Jahre, durchzuführen.

(30) Angesichts der komplexen und sich 
rasch wandelnden Technologien zentraler 
Plattformdienste muss der Status von 
Gatekeepern – auch der Unternehmen, die 
voraussichtlich in naher Zukunft 
hinsichtlich ihrer Tätigkeiten eine 
dauerhafte und gefestigte Position erlangen 
werden – regelmäßig überprüft werden. 
Um allen Marktteilnehmern einschließlich 
der Gatekeeper die erforderliche 
Rechtssicherheit bezüglich der 
anwendbaren rechtlichen Verpflichtungen 
zu bieten, müssen diese regelmäßigen 
Überprüfungen zeitlich begrenzt sein. 
Außerdem ist es wichtig, solche 
Überprüfungen regelmäßig, und zwar 
mindestens alle drei Jahre, durchzuführen.

Or. en

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 31
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(31) Die Gatekeeper sollten der 
Kommission alle geplanten und 
durchgeführten Übernahmen anderer 
Betreiber zentraler Plattformdienste oder 
anderer Dienste im digitalen Sektor 
mitteilen, damit der Gatekeeper-Status 
wirksam überprüft und die Liste der 
zentralen Plattformdienste eines 
Gatekeepers angepasst werden können. 
Solche Informationen sollten nicht nur der 
oben genannten Überprüfung des Status 
einzelner Gatekeeper dienen. Sie sind auch 
für die Beobachtung breiterer 
Bestreitbarkeitstendenzen im digitalen 
Sektor sehr wichtig und können deshalb im 
Rahmen der in dieser Verordnung 
vorgesehenen Marktuntersuchungen 
berücksichtigt werden.

(31) Die Gatekeeper sollten der 
Kommission und anderen zuständigen 
nationalen Behörden alle geplanten und 
durchgeführten Übernahmen anderer 
Betreiber zentraler Plattformdienste oder 
anderer Dienste im digitalen Sektor 
mitteilen, damit der Gatekeeper-Status 
wirksam überprüft und die Liste der 
zentralen Plattformdienste eines 
Gatekeepers angepasst werden können. 
Solche Informationen sollten nicht nur der 
oben genannten Überprüfung des Status 
einzelner Gatekeeper dienen. Sie sind auch 
für die Beobachtung breiterer 
Bestreitbarkeitstendenzen im digitalen 
Sektor sehr wichtig und können deshalb im 
Rahmen der in dieser Verordnung 
vorgesehenen Marktuntersuchungen 
berücksichtigt werden.

Or. en

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 32

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(32) Um die Fairness und Bestreitbarkeit 
der von Gatekeepern betriebenen zentralen 
Plattformdienste zu gewährleisen, sollten 
in Bezug auf diese Dienste klare und 
eindeutige harmonisierte Verpflichtungen 
festgelegt werden. Solche Regeln werden 
benötigt, um dem Risiko vorzubeugen, 
dass unlautere Praktiken von Gatekeepern 
nachteilige Auswirkungen haben, und 
kämen dem Geschäftsumfeld der 
betreffenden Dienste, den Nutzern und 
letztlich der ganzen Gesellschaft zugute. 
Angesichts des raschen Wandels und der 
Dynamik der digitalen Märkte sowie der 
beträchtlichen wirtschaftlichen Macht von 

(32) Um die Fairness und Bestreitbarkeit 
der von Gatekeepern betriebenen zentralen 
Plattformdienste zu gewährleisen, sollten 
in Bezug auf diese Dienste klare und 
eindeutige harmonisierte Verpflichtungen 
festgelegt werden. Solche Regeln werden 
benötigt, um dem Risiko vorzubeugen, 
dass unlautere Praktiken von Gatekeepern 
nachteilige Auswirkungen haben, und 
kämen dem Geschäftsumfeld der 
betreffenden Dienste, den Nutzern und 
letztlich der ganzen Gesellschaft zugute. 
Angesichts des raschen Wandels und der 
Dynamik der digitalen Märkte sowie der 
beträchtlichen wirtschaftlichen Macht von 
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Gatekeepern ist es wichtig, dass diese 
Verpflichtungen wirksam angewendet und 
nicht umgangen werden. Zu diesem Zweck 
sollten die in Rede stehenden 
Verpflichtungen auf alle Praktiken eines 
Gatekeepers angewendet werden, 
ungeachtet der Form dieser Praktiken und 
unabhängig davon, ob sie vertraglicher, 
geschäftlicher, technischer oder anderer 
Art sind, solange diese Praktik einem 
Praktiktypus entspricht, der von einer der 
Verpflichtungen in der Verordnung erfasst 
ist.

Gatekeepern ist es wichtig, dass diese 
Verpflichtungen wirksam angewendet und 
nicht umgangen werden. Zu diesem Zweck 
sollten die in Rede stehenden 
Verpflichtungen auf jegliches Verhalten 
eines Gatekeepers angewendet werden, 
ungeachtet der Form dieses Verhaltens und 
unabhängig davon, ob es vertraglicher, 
geschäftlicher, technischer oder anderer 
Art ist, solange dieses Verhalten einem 
Praktiktypus entspricht, der von einer der 
Verpflichtungen in der Verordnung erfasst 
ist.

Or. en

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 33

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(33) Die in dieser Verordnung 
festgelegten Verpflichtungen beschränken 
sich auf das, was erforderlich und 
gerechtfertigt ist, um den ermittelten 
unlauteren Praktiken von Gatekeepern zu 
begegnen und die Bestreitbarkeit der 
zentralen Plattformdienste von 
Gatekeepern zu gewährleisten. Daher 
sollten die Verpflichtungen für die 
Praktiken gelten, die angesichts der 
Merkmale des digitalen Sektors als 
unlauter angesehen werden und die gemäß 
den beispielsweise bei der Durchsetzung 
des EU-Wettbewerbsrechts gesammelten 
Erfahrungen besonders negative 
unmittelbare Auswirkungen auf 
gewerbliche Nutzer und Endnutzer haben. 
Zudem muss die Möglichkeit eines 
Regulierungsdialogs mit Gatekeepern zur 
genauen Anpassung der Verpflichtungen 
vorgesehen werden, für die spezifische 
Durchführungsmaßnahmen erforderlich 
sein dürften, um ihre Wirksamkeit und 
Verhältnismäßigkeit zu gewährleisten. Die 

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)  
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Verpflichtungen sollten nur aktualisiert 
werden, wenn nach einer gründlichen 
Untersuchung der Art und Auswirkungen 
bestimmter Praktiken festgestellt wird, dass 
diese Praktiken nunmehr als unlauter 
einzustufen sind oder die Bestreitbarkeit 
ebenso beschränken wie die in dieser 
Verordnung dargelegten unlauteren 
Praktiken, aber möglicherweise nicht unter 
die Verpflichtungen dieser Verordnung 
fallen.

Or. en

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 36

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(36) Wenn Gatekeeper Endnutzerdaten 
aus unterschiedlichen Quellen 
zusammenführen oder Nutzer für 
verschiedene ihrer Dienste anmelden, 
verschafft ihnen das aufgrund der 
Anhäufung von Daten potenzielle Vorteile, 
wodurch die Zugangsschranken höher 
werden. Damit sichergestellt ist, dass 
Gatekeeper die Bestreitbarkeit zentraler 
Plattformdienste nicht auf unlautere Weise 
untergraben, sollten sie ihren Endnutzern 
auch eine mit weniger personenbezogenen 
Daten verbundene Alternative anbieten, 
damit die Endnutzer frei entscheiden 
können, ob sie den betreffenden 
Geschäftspraktiken zustimmen wollen 
(„Opt-in“). Dies sollte für alle möglichen 
Quellen personenbezogener Daten, 
einschließlich eigener Dienste der 
Gatekeeper wie auch Websites Dritter, 
gelten und den Endnutzern proaktiv auf 
explizite, klare und überschaubare Weise 
präsentiert werden.

(36) Wenn Gatekeeper Endnutzerdaten 
aus unterschiedlichen Quellen 
zusammenführen oder Nutzer für 
verschiedene ihrer Dienste anmelden, 
verschafft ihnen das aufgrund der 
Anhäufung von Daten potenzielle Vorteile, 
wodurch die Zugangsschranken höher 
werden. Damit sichergestellt ist, dass 
Gatekeeper die Bestreitbarkeit zentraler 
Plattformdienste nicht auf unlautere Weise 
untergraben, sollten sie ihren Endnutzern 
auch eine mit weniger personenbezogenen 
Daten verbundene, aber gleichwertige 
Alternative anbieten, damit die Endnutzer 
frei entscheiden können, ob sie den 
betreffenden Geschäftspraktiken 
zustimmen wollen („Opt-in“). Dies sollte 
für alle möglichen Quellen 
personenbezogener Daten, einschließlich 
eigener Dienste der Gatekeeper wie auch 
Websites Dritter, gelten und den 
Endnutzern proaktiv auf explizite, klare 
und überschaubare Weise präsentiert 
werden.

Or. en
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Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 37

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(37) Aufgrund ihrer Position könnten 
Gatekeeper in bestimmten Fällen die 
Möglichkeiten gewerblicher Nutzer ihrer 
Online-Vermittlungsdienste beschränken, 
Endnutzern über andere Online-
Vermittlungsdienste Waren oder 
Dienstleistungen zu günstigeren 
Bedingungen (auch zu günstigeren Preisen) 
anzubieten. Solche Beschränkungen 
schrecken gewerbliche Nutzer von 
Gatekeepern stark von der Nutzung anderer 
Online-Vermittlungsdienste ab und 
beschränken die Bestreitbarkeit durch 
andere Plattformen, sodass die Endnutzer 
nur begrenzt andere Online-
Vermittlungsdienste wählen können. Damit 
gewerbliche Nutzer der von Gatekeepern 
betriebenen Online-Vermittlungsdienste 
andere Online-Vermittlungsdienste frei 
wählen und den Endnutzern ihre Produkte 
oder Dienstleistungen zu differenzierten 
Konditionen anbieten können, sollte nicht 
hingenommen werden, dass Gatekeeper die 
Möglichkeiten gewerblicher Nutzer, sich 
für eine Differenzierung der 
Geschäftsbedingungen einschließlich des 
Preises zu entscheiden, einschränken. Dies 
sollte für jede Maßnahme mit gleicher 
Wirkung gelten, z. B. für erhöhte 
Provisionssätze oder die Auslistung der 
Angebote gewerblicher Nutzer.

(37) Aufgrund ihrer Position könnten 
Gatekeeper in bestimmten Fällen durch 
Vertragsbestimmungen und -konditionen 
die Möglichkeiten gewerblicher Nutzer 
ihrer Online-Vermittlungsdienste 
beschränken, Endnutzern über andere 
Online-Vermittlungsdienste Waren oder 
Dienstleistungen zu günstigeren 
Bedingungen (auch zu günstigeren Preisen) 
anzubieten. Solche Beschränkungen 
schrecken gewerbliche Nutzer von 
Gatekeepern stark von der Nutzung anderer 
Online-Vermittlungsdienste ab und 
beschränken die Bestreitbarkeit durch 
andere Plattformen, sodass die Endnutzer 
nur begrenzt andere Online-
Vermittlungsdienste wählen können. Damit 
gewerbliche Nutzer der von Gatekeepern 
betriebenen Online-Vermittlungsdienste 
andere Online-Vermittlungsdienste frei 
wählen und den Endnutzern ihre Produkte 
oder Dienstleistungen zu differenzierten 
Konditionen anbieten können, sollte nicht 
hingenommen werden, dass Gatekeeper die 
Möglichkeiten gewerblicher Nutzer, sich 
für eine Differenzierung der 
Geschäftsbedingungen einschließlich des 
Preises zu entscheiden, einschränken. Dies 
sollte für jede Maßnahme mit gleicher 
Wirkung gelten, z. B. für erhöhte 
Provisionssätze oder die Auslistung der 
Angebote gewerblicher Nutzer.

Or. en
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Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 38

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(38) Um eine weitere Verstärkung der 
Abhängigkeit gewerblicher Nutzer von den 
zentralen Plattformdiensten von 
Gatekeepern zu verhindern, sollten diese 
Nutzer denjenigen Vertriebskanal frei 
wählen und fördern können, der sich ihrer 
Ansicht nach am besten für Interaktionen 
mit Endnutzern eignet, die diese 
gewerblichen Nutzer bereits über die 
zentralen Plattformdienste der Gatekeeper 
akquiriert haben. Auch die Endnutzer 
sollten frei sein, Angebote solcher 
gewerblichen Nutzer zu wählen und mit 
diesen Verträge zu schließen – entweder 
über etwaige zentrale Plattformdienste des 
Gatekeepers oder über einen direkten 
Vertriebskanal oder einen etwaigen 
anderen indirekten Vertriebskanal des 
gewerblichen Nutzers. Dies sollte für die 
Förderung von Angeboten gewerblicher 
Nutzer für Endnutzer und den Abschluss 
von Verträgen zwischen gewerblichen 
Nutzern und Endnutzern gelten. Die 
Fähigkeit von Endnutzern, außerhalb der 
zentralen Plattformdienste des Gatekeepers 
ohne Einschränkungen Inhalte, 
Abonnements, Funktionen oder andere 
Elemente zu erwerben, sollte weder 
untergraben noch eingeschränkt werden. 
Insbesondere sollte vermieden werden, 
dass Gatekeeper den Zugang von 
Endnutzern zu solchen Diensten und die 
Nutzung solcher Dienste über Software-
Anwendungen beschränken, die auf den 
zentralen Plattformdiensten der Gatekeeper 
ausgeführt werden. So sollten 
beispielsweise Abonnenten von Online-
Inhalten, die nicht durch Herunterladen 
einer Software-Anwendung oder über 
einen Store für Software-Anwendungen 
erworben wurden, nicht einfach aus dem 
Grund, dass diese Online-Inhalte nicht über 

(38) Um eine weitere Verstärkung der 
Abhängigkeit gewerblicher Nutzer von den 
zentralen Plattformdiensten von 
Gatekeepern zu verhindern, sollten diese 
Nutzer denjenigen Vertriebskanal frei 
wählen und fördern können, der sich ihrer 
Ansicht nach am besten für Interaktionen 
mit Endnutzern eignet, die diese 
gewerblichen Nutzer bereits über die 
zentralen Plattformdienste der Gatekeeper 
akquiriert haben und für die die zentrale 
Plattform vergütet wurde. Auch die 
Endnutzer sollten frei sein, Angebote 
solcher gewerblichen Nutzer zu wählen 
und mit diesen Verträge zu schließen – 
entweder über etwaige zentrale 
Plattformdienste des Gatekeepers oder über 
einen direkten Vertriebskanal oder einen 
etwaigen anderen indirekten Vertriebskanal 
des gewerblichen Nutzers. Dies sollte für 
die Förderung von Angeboten 
gewerblicher Nutzer für Endnutzer und den 
Abschluss von Verträgen zwischen 
gewerblichen Nutzern und Endnutzern 
gelten. Die Fähigkeit von Endnutzern, 
außerhalb der zentralen Plattformdienste 
des Gatekeepers ohne Einschränkungen 
Inhalte, Abonnements, Funktionen oder 
andere Elemente zu erwerben, sollte weder 
untergraben noch eingeschränkt werden. 
Insbesondere sollte vermieden werden, 
dass Gatekeeper den Zugang von 
Endnutzern zu solchen Diensten und die 
Nutzung solcher Dienste über Software-
Anwendungen beschränken, die auf den 
zentralen Plattformdiensten der Gatekeeper 
ausgeführt werden. So sollten 
beispielsweise Abonnenten von Online-
Inhalten, die nicht durch Herunterladen 
einer Software-Anwendung oder über 
einen Store für Software-Anwendungen 
erworben wurden, nicht einfach aus dem 
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eine Software-Anwendung oder einen 
Store für Software-Anwendungen 
erworben wurden, daran gehindert werden, 
über eine Software Anwendung auf dem 
zentralen Plattformdienst des Gatekeepers 
auf diese Online-Inhalte zuzugreifen.

Grund, dass diese Online-Inhalte nicht über 
eine Software-Anwendung oder einen 
Store für Software-Anwendungen 
erworben wurden, daran gehindert werden, 
über eine Software Anwendung auf dem 
zentralen Plattformdienst des Gatekeepers 
auf diese Online-Inhalte zuzugreifen.

Or. en

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 39

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(39) Zur Wahrung eines fairen 
Geschäftsumfelds und der Bestreitbarkeit 
des digitalen Sektors muss das Recht der 
gewerblichen Nutzer geschützt werden, 
Bedenken wegen unlauterer 
Verhaltensweisen von Gatekeepern bei den 
zuständigen Verwaltungsstellen oder 
Behörden geltend zu machen. So könnten 
gewerbliche Nutzer den Wunsch haben, 
sich wegen verschiedener unlauterer 
Praktiken zu beschweren, z. B. wegen 
diskriminierender Zugangsbedingungen, 
einer ungerechtfertigten Schließung ihrer 
Nutzerkonten oder unklarer Gründe für die 
Auslistung ihrer Produkte. Daher sollte 
jede Verhaltensweise, die beispielsweise 
durch Vertraulichkeitsklauseln in 
Vereinbarungen oder andere schriftliche 
Bedingungen auf irgendeine Weise 
verhindert, dass Bedenken geltend gemacht 
oder bestehende Rechtsmittel eingelegt 
werden können, verboten werden. Dies 
sollte das Recht von gewerblichen Nutzern 
und Gatekeepern unberührt lassen, in ihren 
Vereinbarungen die Nutzungsbedingungen 
einschließlich gültiger Mechanismen für 
die Behandlung von Beschwerden im 
Einklang mit dem einschlägigen 
Unionsrecht und nationalen Recht 
festzulegen, zu denen auch Mechanismen 

(39) Zur Wahrung eines fairen 
Geschäftsumfelds und der Bestreitbarkeit 
des digitalen Sektors muss das Recht der 
gewerblichen Nutzer geschützt werden, 
Bedenken wegen unlauterer 
Verhaltensweisen von Gatekeepern bei den 
zuständigen Verwaltungsstellen oder 
Behörden, einschließlich nationaler 
Gerichte, geltend zu machen. So könnten 
gewerbliche Nutzer den Wunsch haben, 
sich wegen verschiedener unlauterer 
Praktiken zu beschweren, z. B. wegen 
diskriminierender Zugangsbedingungen, 
einer ungerechtfertigten Schließung ihrer 
Nutzerkonten oder unklarer Gründe für die 
Auslistung ihrer Produkte. Daher sollte 
jede Verhaltensweise, die beispielsweise 
durch Vertraulichkeitsklauseln in 
Vereinbarungen oder andere schriftliche 
Bedingungen auf irgendeine Weise 
verhindert, dass Bedenken geltend gemacht 
oder bestehende Rechtsmittel eingelegt 
werden können, verboten werden. Dies 
sollte das Recht von gewerblichen Nutzern 
und Gatekeepern unberührt lassen, in ihren 
Vereinbarungen die Nutzungsbedingungen 
einschließlich gültiger Mechanismen für 
die Behandlung von Beschwerden im 
Einklang mit dem einschlägigen 
Unionsrecht und nationalen Recht 
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für eine außergerichtliche Beilegung von 
Rechtsstreitigkeiten oder die Zuständigkeit 
spezifischer Gerichte zählen.

festzulegen, zu denen auch Mechanismen 
für eine außergerichtliche Beilegung von 
Rechtsstreitigkeiten oder die Zuständigkeit 
spezifischer Gerichte zählen.

Or. en

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 42

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(42) Die Bedingungen, zu denen 
Gatekeeper Online-Werbedienste für 
gewerbliche Nutzer wie z. B. 
Werbetreibende oder Verlage erbringen, 
sind oft intransparent und undurchsichtig. 
Diese Intransparenz hängt zum Teil mit 
den Praktiken einiger weniger Plattformen 
zusammen, ist aber auch durch die 
Komplexität der heutigen 
programmgesteuerten Werbung bedingt. 
Die Intransparenz in dieser Branche hat 
offenbar nach der Einführung neuer 
Datenschutzvorschriften zugenommen und 
dürfte sich durch die angekündigte 
Entfernung von Drittanbieter-Cookies 
weiter erhöhen. Dies führt dazu, dass 
Werbetreibende und Verlage in vielen 
Fällen nicht über genügend Informationen 
über die Bedingungen des von ihnen 
bezogenen Werbedienstes verfügen und sie 
nicht genau genug kennen, was ihre 
Fähigkeit beeinträchtigt, zu anderen 
Anbietern von Online-Werbediensten zu 
wechseln. Außerdem dürften die Kosten 
für Online-Werbung höher sein als in 
einem faireren, transparenteren und 
bestreitbareren Plattformumfeld. Diese 
höheren Kosten dürften sich in den Preisen 
niederschlagen, die die Endnutzer für viele 
täglich genutzte Produkte und 
Dienstleistungen zahlen, für die im Internet 
geworben wird. Daher sollten 
Transparenzverpflichtungen vorsehen, dass 

(42) Die Bedingungen, zu denen 
Gatekeeper Online-Werbedienste für 
gewerbliche Nutzer wie z. B. 
Werbetreibende oder Verlage erbringen, 
sind oft intransparent und undurchsichtig. 
Diese Intransparenz hängt zum Teil mit 
den Praktiken einiger weniger Plattformen 
zusammen, ist aber auch durch die 
Komplexität der heutigen 
programmgesteuerten Werbung bedingt. 
Die Intransparenz in dieser Branche hat 
offenbar nach der Einführung neuer 
Datenschutzvorschriften zugenommen und 
dürfte sich durch die angekündigte 
Entfernung von Drittanbieter-Cookies 
weiter erhöhen. Dies führt dazu, dass 
Werbetreibende und Verlage in vielen 
Fällen nicht über genügend Informationen 
über die Bedingungen des von ihnen 
bezogenen Werbedienstes verfügen und sie 
nicht genau genug kennen, was ihre 
Fähigkeit beeinträchtigt, zu anderen 
Anbietern von Online-Werbediensten zu 
wechseln. Außerdem dürften die Kosten 
für Online-Werbung höher sein als in 
einem faireren, transparenteren und 
bestreitbareren Plattformumfeld. Diese 
höheren Kosten dürften sich in den Preisen 
niederschlagen, die die Endnutzer für viele 
täglich genutzte Produkte und 
Dienstleistungen zahlen, für die im Internet 
geworben wird. Daher sollten 
Transparenzverpflichtungen vorsehen, dass 
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Gatekeeper Werbetreibenden und 
Verlagen, für die sie Online-Werbedienste 
erbringen, auf Anfrage soweit wie möglich 
Informationen zur Verfügung stellen 
müssen, anhand deren beide Seiten den 
Preis der einzelnen Werbedienstleistungen 
nachvollziehen können, die im Rahmen der 
betreffenden Wertschöpfungskette erbracht 
wurden.

Gatekeeper Werbetreibenden und 
Verlagen, für die sie Online-Werbedienste 
erbringen, kostenlose, wirksame, qualitativ 
hochwertige, dauerhafte Informationen in 
Echtzeit zur Verfügung stellen müssen, 
anhand deren beide Seiten den Preis der 
einzelnen Werbedienstleistungen 
nachvollziehen können, die im Rahmen der 
betreffenden Wertschöpfungskette erbracht 
wurden sowie die Verfügbarkeit und 
Sichtbarkeit der Werbung.

Or. en

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 46

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(46) Ein Gatekeeper kann verschiedene 
Mittel einsetzen, um seine eigenen 
Dienstleistungen oder Produkte auf seinem 
zentralen Plattformdienst zum Nachteil 
derselben oder ähnlicher Dienstleistungen, 
die Endnutzer über Dritte erhalten könnten, 
zu begünstigen. Dies kann beispielsweise 
der Fall sein, wenn ein Gatekeeper 
bestimmte Software-Anwendungen oder 
Dienste vorinstalliert. Um den Endnutzern 
eine echte Auswahl zu ermöglichen, sollten 
Gatekeeper nicht ihre eigenen Software-
Anwendungen begünstigen, indem sie 
Endnutzer daran hindern, auf ihrem 
zentralen Plattformdienst vorinstallierte 
Software-Anwendungen zu deinstallieren.

(46) Ein Gatekeeper kann verschiedene 
Mittel einsetzen, um seine eigenen 
Dienstleistungen oder Produkte auf seinem 
zentralen Plattformdienst zum Nachteil 
derselben oder ähnlicher Dienstleistungen, 
die Endnutzer über Dritte erhalten könnten, 
zu begünstigen. Dies kann beispielsweise 
der Fall sein, wenn ein Gatekeeper 
bestimmte Software-Anwendungen oder 
Dienste vorinstalliert. Um den Endnutzern 
eine echte Auswahl zu ermöglichen, sollten 
Gatekeeper nicht ihre eigenen Software-
Anwendungen begünstigen, indem sie 
Endnutzer daran hindern, auf ihrem 
Betriebssystem vorinstallierte Software-
Anwendungen zu deinstallieren.

Or. en

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 48
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(48) Da Gatekeeper in vielen Fällen 
vertikal integriert sind und Endnutzern 
Produkte oder Dienstleistungen über ihre 
eigenen zentralen Plattformdienste oder 
über gewerbliche Nutzer anbieten, über die 
sie Kontrolle ausüben, kommt es häufig zu 
Interessenkonflikten. Dazu gehören 
beispielsweise Situationen, in denen ein 
Gatekeeper seine eigenen Online-
Vermittlungsdienste über eine Online-
Suchmaschine anbietet. Wenn der 
Gatekeeper seine Produkte oder 
Dienstleistungen auf dem zentralen 
Plattformdienst anbietet, kann er sein 
Angebot durch Ranking besser 
positionieren als die Produkte Dritter, die 
ebenfalls auf dem zentralen Plattformdienst 
tätig sind. Dies kann beispielsweise beim 
Ranking von Produkten oder 
Dienstleistungen einschließlich anderer 
zentraler Plattformdienste in den 
Ergebnissen von Online-Suchmaschinen 
erfolgen oder wenn diese ganz oder 
teilweise in Ergebnisse von Online-
Suchmaschinen oder thematischen 
Gruppen von Ergebnissen integriert sind 
und zusammen mit den Ergebnissen einer 
Online-Suchmaschine angezeigt werden, 
die von bestimmten Endnutzern als von der 
Online-Suchmaschine getrennter oder 
zusätzlicher Dienst angesehen oder genutzt 
werden. Es kann auch bei Software-
Anwendungen erfolgen, die über Stores für 
Software-Anwendungen vertrieben 
werden, oder bei Produkten und 
Dienstleistungen, die im Newsfeed eines 
sozialen Netzwerks hervorgehoben oder in 
den Suchergebnissen oder auf einem 
Online-Marktplatz angezeigt werden. 
Unter diesen Umständen spielt der 
Gatekeeper eine Doppelrolle, denn er ist 
sowohl Vermittler für Drittanbieter als 
auch direkter Anbieter seiner Produkte und 
Dienstleistungen. Folglich können solche 
Gatekeeper die Bestreitbarkeit in Bezug 
auf diese Produkte oder Dienstleistungen 

(48) Da Gatekeeper in vielen Fällen 
vertikal integriert sind und Endnutzern 
Produkte oder Dienstleistungen über ihre 
eigenen zentralen Plattformdienste oder 
über gewerbliche Nutzer anbieten, über die 
sie Kontrolle ausüben, kommt es häufig zu 
Interessenkonflikten. Dazu gehören 
beispielsweise Situationen, in denen ein 
Gatekeeper seine eigenen Online-
Vermittlungsdienste über eine Online-
Suchmaschine anbietet. Wenn der 
Gatekeeper seine Produkte oder 
Dienstleistungen auf dem zentralen 
Plattformdienst anbietet, kann er sein 
Angebot durch Ranking besser 
positionieren als die Produkte Dritter, die 
ebenfalls auf dem zentralen Plattformdienst 
tätig sind. Dies kann beispielsweise beim 
Ranking von Produkten oder 
Dienstleistungen einschließlich anderer 
zentraler Plattformdienste in den 
Ergebnissen von Online-Suchmaschinen 
erfolgen oder wenn diese ganz oder 
teilweise in Ergebnisse von Online-
Suchmaschinen oder thematischen 
Gruppen von Ergebnissen integriert sind 
und zusammen mit den Ergebnissen einer 
Online-Suchmaschine angezeigt werden, 
die von bestimmten Endnutzern als von der 
Online-Suchmaschine getrennter oder 
zusätzlicher Dienst angesehen oder genutzt 
werden. Es kann auch bei Software-
Anwendungen erfolgen, die über Stores für 
Software-Anwendungen vertrieben 
werden, oder bei Produkten und 
Dienstleistungen, die im Newsfeed eines 
sozialen Netzwerks hervorgehoben oder in 
den Suchergebnissen oder auf einem 
Online-Marktplatz angezeigt werden. 
Unter diesen Umständen spielt der 
Gatekeeper eine Doppelrolle, denn er ist 
sowohl Vermittler für Drittanbieter als 
auch direkter Anbieter seiner Produkte und 
Dienstleistungen, was zu 
Interessenkonflikten führt. Folglich 
können solche Gatekeeper die 
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auf diesen zentralen Plattformdiensten 
direkt zum Nachteil der nicht unter der 
Kontrolle des Gatekeepers stehenden 
gewerblichen Nutzer untergraben.

Bestreitbarkeit in Bezug auf diese Produkte 
oder Dienstleistungen auf diesen zentralen 
Plattformdiensten direkt zum Nachteil der 
nicht unter der Kontrolle des Gatekeepers 
stehenden gewerblichen Nutzer 
untergraben.

Or. en

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 49

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(49) In solchen Situationen sollten die 
Gatekeeper die Produkte oder 
Dienstleistungen, die sie selbst oder über 
einen von ihnen kontrollierten 
gewerblichen Nutzer anbieten, beim 
Ranking auf dem zentralen Plattformdienst 
weder durch rechtliche noch durch 
kommerzielle oder technische Mittel 
anders oder bevorzugt behandeln. Im 
Hinblick auf die Wirksamkeit dieser 
Verpflichtung sollte zudem sichergestellt 
werden, dass die für ein solches Ranking 
geltenden Bedingungen generell fair sind. 
Unter „Ranking“ ist in diesem 
Zusammenhang jedwede relative 
Hervorhebung zu verstehen, auch das 
Anzeigen, die Beurteilung, das Verlinken 
oder die Sprachausgabe von Ergebnissen. 
Um sicherzustellen, dass diese 
Verpflichtung wirksam ist und nicht 
umgangen werden kann, sollte sie auch für 
jede Maßnahme gelten, die die gleiche 
Wirkung wie eine Differenzierung oder 
Vorzugsbehandlung beim Ranking hat. Die 
nach Artikel 5 der Verordnung (EU) 
2019/1150 erlassenen Leitlinien34 sollten 
auch die Um- und Durchsetzung dieser 
Verpflichtung erleichtern.

(49) In solchen Situationen sollten die 
Gatekeeper die Produkte oder 
Dienstleistungen, die sie selbst oder über 
einen von ihnen kontrollierten 
gewerblichen Nutzer anbieten, beim 
Ranking oder bei der Anzeige auf dem 
zentralen Plattformdienst weder durch 
rechtliche noch durch kommerzielle oder 
technische Mittel anders oder bevorzugt 
behandeln. Im Hinblick auf die 
Wirksamkeit dieser Verpflichtung sollte 
zudem sichergestellt werden, dass die für 
ein solches Ranking geltenden 
Bedingungen generell fair sind. Unter 
„Ranking“ ist in diesem Zusammenhang 
jedwede relative Hervorhebung zu 
verstehen, auch das Anzeigen, die 
Beurteilung, das Verlinken oder die 
Sprachausgabe von Ergebnissen. Um 
sicherzustellen, dass diese Verpflichtung 
wirksam ist und nicht umgangen werden 
kann, sollte sie auch für jede Maßnahme 
gelten, die die gleiche Wirkung wie eine 
Differenzierung oder Vorzugsbehandlung 
beim Ranking hat. Darüber hinaus sollten 
Gatekeeper zur Vermeidung von 
Interessenkonflikten dazu verpflichtet 
werden, das Produkt oder die 
Dienstleistung des Gatekeepers als 
gesondertes gewerbliches Unternehmen 
zu behandeln, das als eigenständige 
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Dienstleistung wirtschaftlich rentabel ist; 
Die nach Artikel 5 der Verordnung (EU) 
2019/1150 erlassenen Leitlinien34 sollten 
auch die Um- und Durchsetzung dieser 
Verpflichtung erleichtern.

__________________ __________________
34 Bekanntmachung der Kommission: 
Leitlinien zur Transparenz des Rankings 
gemäß der Verordnung (EU) 2019/1150 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. C 424 vom 8.12.2020, S. 1).

34 Bekanntmachung der Kommission: 
Leitlinien zur Transparenz des Rankings 
gemäß der Verordnung (EU) 2019/1150 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. C 424 vom 8.12.2020, S. 1).

Or. en

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 54

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(54) Gatekeeper profitieren von ihrem 
Zugang zu großen Datenmengen, die sie im 
Zuge des Betriebs der zentralen 
Plattformdienste sowie anderer digitaler 
Dienste erheben. Um sicherzustellen, dass 
Gatekeeper nicht die Bestreitbarkeit 
zentraler Plattformdienste oder das 
Innovationspotenzial des dynamischen 
digitalen Sektors untergraben, indem sie 
die Möglichkeiten der gewerblichen Nutzer 
zur wirksamen Übertragung ihrer Daten 
beschränken, sollten gewerbliche Nutzer 
und Endnutzer in einem strukturierten, 
gängigen und maschinenlesbaren Format 
wirksam und unmittelbar Zugang zu den 
Daten erhalten, die sie bereitgestellt haben 
bzw. die bei ihrer Nutzung der relevanten 
zentralen Plattformdienste des Gatekeepers 
generiert wurden. Dies sollte auch für alle 
anderen Daten verschiedener 
Aggregationsebenen gelten, die für eine 
wirksame Übertragbarkeit erforderlich sein 
könnten. Ferner sollte z. B. durch 
hochwertige Programmierschnittstellen 
(API) sichergestellt werden, dass 

(54) Gatekeeper profitieren von ihrem 
Zugang zu großen Datenmengen, die sie im 
Zuge des Betriebs der zentralen 
Plattformdienste sowie anderer digitaler 
Dienste erheben. Um sicherzustellen, dass 
Gatekeeper nicht die Bestreitbarkeit 
zentraler Plattformdienste oder das 
Innovationspotenzial des dynamischen 
digitalen Sektors untergraben, indem sie 
die Möglichkeiten der gewerblichen Nutzer 
zur wirksamen Übertragung ihrer Daten 
beschränken, sollten gewerbliche Nutzer 
und Endnutzer oder von einem Endnutzer 
zugelassene Dritte in einem strukturierten, 
gängigen und maschinenlesbaren Format 
wirksam und unmittelbar Zugang zu den 
Daten erhalten, die sie bereitgestellt haben 
bzw. die bei ihrer Nutzung der relevanten 
zentralen Plattformdienste des Gatekeepers 
generiert wurden. Dies sollte auch für alle 
anderen Daten verschiedener 
Aggregationsebenen gelten, die für eine 
wirksame Übertragbarkeit erforderlich sein 
könnten. Ferner sollte z. B. durch 
hochwertige Programmierschnittstellen 
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gewerbliche Nutzer und Endnutzer diese 
Daten wirksam in Echtzeit übertragen 
können. Die Vereinfachung des 
Anbieterwechsels oder Multi-Homings 
sollte wiederum zu einer größeren Auswahl 
für gewerbliche Nutzer und Endnutzer 
führen und Innovationsanreize für 
Gatekeeper und gewerbliche Nutzer 
schaffen.

(API) sichergestellt werden, dass 
gewerbliche Nutzer und Endnutzer diese 
Daten wirksam in Echtzeit übertragen 
können. Die Vereinfachung des 
Anbieterwechsels oder Multi-Homings 
sollte wiederum zu einer größeren Auswahl 
für gewerbliche Nutzer und Endnutzer 
führen und Innovationsanreize für 
Gatekeeper und gewerbliche Nutzer 
schaffen.

Or. en

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 55

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(55) Gewerbliche Nutzer, die große 
zentrale Plattformdienste von Gatekeepern 
nutzen, sowie die Endnutzer solcher 
gewerblichen Nutzer stellen große 
Datenmengen bereit und generieren sie. 
Dafür werden unter anderem auch aus 
solcher Nutzung Daten abgeleitet. Um 
sicherzustellen, dass gewerbliche Nutzer 
Zugang zu den auf diese Weise generierten 
Daten haben, sollte der Gatekeeper ihnen 
auf Anforderung kostenlos einen 
ungehinderten Zugang dazu ermöglichen. 
Auch Dritte, die der gewerbliche Nutzer 
mit der Verarbeitung seiner Daten 
beauftragt hat, sollten für diese 
Verarbeitung einen solchen Zugang 
erhalten. Daten, die dieselben 
gewerblichen Nutzer und dieselben 
Endnutzer dieser gewerblichen Nutzer im 
Rahmen anderer Dienste desselben 
Gatekeepers bereitgestellt oder generiert 
haben, können betroffen sein, sofern sie 
untrennbar mit der relevanten Anfrage 
verbunden sind. In diesem Zusammenhang 
sollte ein Gatekeeper keine vertraglichen 
oder sonstigen Beschränkungen anwenden, 
um gewerbliche Nutzer am Zugang zu 

(55) Gewerbliche Nutzer, die große 
zentrale Plattformdienste von Gatekeepern 
nutzen, sowie die Endnutzer solcher 
gewerblichen Nutzer stellen große 
Datenmengen bereit und generieren sie. 
Dafür werden unter anderem auch aus 
solcher Nutzung Daten abgeleitet. Um 
sicherzustellen, dass gewerbliche Nutzer 
Zugang zu den auf diese Weise generierten 
Daten haben, sollte der Gatekeeper ihnen 
auf Anforderung kostenlos einen 
ungehinderten Zugang dazu ermöglichen. 
Auch Dritte, die der gewerbliche Nutzer 
mit der Verarbeitung seiner Daten 
beauftragt hat, sollten für diese 
Verarbeitung einen solchen Zugang 
erhalten. Daten, die dieselben 
gewerblichen Nutzer und dieselben 
Endnutzer dieser gewerblichen Nutzer im 
Rahmen anderer Dienste desselben 
Gatekeepers bereitgestellt oder generiert 
haben, können betroffen sein, sofern sie 
untrennbar mit der relevanten Anfrage 
verbunden sind. In diesem Zusammenhang 
sollte ein Gatekeeper keine vertraglichen 
oder sonstigen Beschränkungen anwenden, 
um gewerbliche Nutzer am Zugang zu 
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relevanten Daten zu hindern. Ferner sollte 
er es gewerblichen Nutzern ermöglichen, 
die Einwilligung ihrer Endnutzer für den 
Zugang zu solchen Daten und 
Datenabfragen zu erhalten, wenn eine 
solche Einwilligung nach der Verordnung 
(EU) 2016/679 und der 
Richtlinie 2002/58/EG erforderlich ist. 
Gatekeeper sollten den Echtzeitzugang zu 
diesen Daten durch geeignete technische 
Maßnahmen sicherstellen, indem sie 
beispielsweise hochwertige 
Programmierschnittstellen einrichten.

relevanten Daten zu hindern. Ferner sollte 
er es gewerblichen Nutzern ermöglichen, 
die Einwilligung ihrer Endnutzer für den 
Zugang zu solchen Daten und 
Datenabfragen zu erhalten, wenn eine 
solche Einwilligung nach der Verordnung 
(EU) 2016/679 und der 
Richtlinie 2002/58/EG erforderlich ist. 
Gatekeeper sollten den Echtzeitzugang zu 
diesen Daten durch geeignete technische 
Maßnahmen sicherstellen, indem sie 
beispielsweise hochwertige 
Programmierschnittstellen einrichten oder 
den Zugriff auf Daten durch den 
gewerblichen Nutzer „in situ“ 
ermöglichen, ohne dass eine Übertragung 
durch den Gatekeeper erfolgt.

Or. en

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 57

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(57) Insbesondere Gatekeeper, die 
Zugang zu Stores für Software-
Anwendungen bieten, dienen 
gewerblichen Nutzern, die Endnutzer 
erreichen wollen, als wichtiges Zugangstor. 
In Anbetracht der ungleichen Verteilung 
der Verhandlungsmacht zwischen diesen 
Gatekeepern und gewerblichen Nutzern 
ihrer Stores für Software-Anwendungen 
sollte es diesen Gatekeepern untersagt sein, 
allgemeine Bedingungen, einschließlich 
Preiskonditionen, aufzuerlegen, die 
unlauter wären oder zu einer 
ungerechtfertigten Ungleichbehandlung 
führen würden. Die Preiskonditionen oder 
andere allgemeine Zugangsbedingungen 
sollten als unlauter angesehen werden, 
wenn sie zu einem Ungleichgewicht 
zwischen den gewerblichen Nutzern 
auferlegten Rechten und Pflichten führen 

(57) Insbesondere Gatekeeper, die 
Zugang zu zentralen Plattformdiensten 
bieten, dienen gewerblichen Nutzern, die 
Endnutzer erreichen wollen, als wichtiges 
Zugangstor. In Anbetracht der ungleichen 
Verteilung der Verhandlungsmacht 
zwischen diesen Gatekeepern und 
gewerblichen Nutzern ihrer zentralen 
Plattformdienste sollte es diesen 
Gatekeepern untersagt sein, allgemeine 
Bedingungen, einschließlich 
Preiskonditionen, aufzuerlegen, die 
unlauter wären oder zu einer 
ungerechtfertigten Ungleichbehandlung 
führen würden. Die Preiskonditionen oder 
andere allgemeine Zugangsbedingungen 
sollten als unlauter angesehen werden, 
wenn sie zu einem Ungleichgewicht 
zwischen den gewerblichen Nutzern 
auferlegten Rechten und Pflichten führen 
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oder dem Gatekeeper einen Vorteil 
verschaffen, der in Anbetracht seiner 
Dienstleistung für die gewerblichen Nutzer 
unverhältnismäßig ist, oder wenn durch sie 
gewerbliche Nutzer, die dieselben oder 
ähnliche Dienstleistungen wie der 
Gatekeeper erbringen, benachteiligt 
werden. Die folgenden Kenngrößen 
können als Maßstab für die Bewertung der 
Fairness der allgemeinen 
Zugangsbedingungen herangezogen 
werden: die Preise oder Bedingungen, die 
andere Betreiber von Stores für Software-
Anwendungen für dieselben oder ähnliche 
Dienstleistungen erheben bzw. auferlegen; 
die Preise oder Bedingungen, die der 
Betreiber eines Stores für Software-
Anwendungen für verschiedene 
verbundene oder ähnliche Dienstleistungen 
erhebt bzw. auferlegt oder von 
verschiedenen Arten von Endnutzern 
erhebt bzw. diesen auferlegt; die Preise 
oder Bedingungen des Betreibers eines 
Stores für Software-Anwendungen für 
dieselben Dienstleistungen in 
unterschiedlichen Regionen; die Preise 
oder Bedingungen des Betreibers eines 
Stores für Software-Anwendungen für die 
Dienstleistungen, die der Gatekeeper für 
sich selbst erbringt. Diese Verpflichtung 
sollte kein Zugangsrecht begründen und 
nicht die Möglichkeiten der Betreiber von 
Stores für Software-Anwendungen 
beschneiden, ihrer Verantwortung im 
Hinblick auf die Bekämpfung illegaler und 
unerwünschter Inhalte gemäß der 
Verordnung [Gesetz über digitale Dienste] 
ordnungsgemäß nachzukommen.

oder dem Gatekeeper einen Vorteil 
verschaffen, der in Anbetracht seiner 
Dienstleistung für die gewerblichen Nutzer 
unverhältnismäßig ist, oder wenn durch sie 
gewerbliche Nutzer, die dieselben oder 
ähnliche Dienstleistungen wie der 
Gatekeeper erbringen, benachteiligt 
werden. Die folgenden Kenngrößen 
können als Maßstab für die Bewertung der 
Fairness der allgemeinen 
Zugangsbedingungen herangezogen 
werden: die Preise oder Bedingungen, die 
andere Betreiber von zentralen 
Plattformdiensten für dieselben oder 
ähnliche Dienstleistungen erheben bzw. 
auferlegen; die Preise oder Bedingungen, 
die der Betreiber von zentralen 
Plattformdiensten für verschiedene 
verbundene oder ähnliche Dienstleistungen 
erhebt bzw. auferlegt oder von 
verschiedenen Arten von Endnutzern 
erhebt bzw. diesen auferlegt; die Preise 
oder Bedingungen des Betreibers von 
zentralen Plattformdiensten für dieselben 
Dienstleistungen in unterschiedlichen 
Regionen; die Preise oder Bedingungen des 
Betreibers von zentralen 
Plattformdiensten für die 
Dienstleistungen, die der Gatekeeper für 
sich selbst erbringt. Diese Verpflichtung 
sollte kein Zugangsrecht begründen und 
nicht die Möglichkeiten der Betreiber von 
zentralen Plattformdiensten beschneiden, 
ihrer Verantwortung im Hinblick auf die 
Bekämpfung illegaler und unerwünschter 
Inhalte gemäß der Verordnung [Gesetz 
über digitale Dienste] ordnungsgemäß 
nachzukommen.

Or. en

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 58



PR\1231257DE.docx 23/90 PE692.792v01-00

DE

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(58) Um die Wirksamkeit der in dieser 
Verordnung festgelegten Verpflichtungen 
zu gewährleisten und gleichzeitig 
sicherzustellen, dass diese Verpflichtungen 
auf das Maß beschränkt sind, das 
erforderlich ist, um die Bestreitbarkeit zu 
gewährleisten und den schädlichen 
Auswirkungen des unlauteren Verhaltens 
von Gatekeepern zu begegnen, müssen 
diese Verpflichtungen klar definiert und 
umrissen werden, damit die Gatekeeper sie 
unter uneingeschränkter Beachtung der 
Vorgaben der Verordnung (EU) 2016/679 
und der Richtlinie 2002/58/EG sowie der 
Anforderungen des Verbraucherschutzes, 
der Cybersicherheit und der 
Produktsicherheit unverzüglich einhalten 
können. Die Gatekeeper sollten durch 
entsprechende Technik dafür sorgen, dass 
die Vorgaben dieser Verordnung 
eingehalten werden. Daher sollten die 
erforderlichen Maßnahmen in den 
relevanten Bereichen so weit wie möglich 
in die Gestaltung der von den Gatekeepern 
genutzten Technik einfließen. In 
bestimmten Fällen kann es jedoch 
angezeigt sein, dass die Kommission im 
Anschluss an einen Dialog mit dem 
betreffenden Gatekeeper einige der 
Maßnahmen präzisiert, die der betreffende 
Gatekeeper ergreifen sollte, um die 
möglicherweise noch näher 
auszuführenden Verpflichtungen wirksam 
zu erfüllen. Diese Möglichkeit eines 
Regulierungsdialogs dürfte den 
Gatekeepern die Einhaltung der Vorgaben 
erleichtern und so die ordnungsgemäße 
Durchführung der Verordnung 
beschleunigen.

(58) Um die Wirksamkeit der in dieser 
Verordnung festgelegten Verpflichtungen 
zu gewährleisten und gleichzeitig 
sicherzustellen, dass diese Verpflichtungen 
auf das Maß beschränkt sind, das 
erforderlich ist, um die Bestreitbarkeit zu 
gewährleisten und den schädlichen 
Auswirkungen des unlauteren Verhaltens 
von Gatekeepern zu begegnen, müssen 
diese Verpflichtungen klar definiert und 
umrissen werden, damit die Gatekeeper sie 
unter uneingeschränkter Beachtung der 
Vorgaben der Verordnung (EU) 2016/679 
und der Richtlinie 2002/58/EG sowie der 
Anforderungen des Verbraucherschutzes, 
der Cybersicherheit und der 
Produktsicherheit unverzüglich einhalten 
können. Die Gatekeeper sollten durch 
entsprechende Technik dafür sorgen, dass 
die Vorgaben dieser Verordnung 
eingehalten werden. Daher sollten die 
erforderlichen Maßnahmen in den 
relevanten Bereichen so weit wie möglich 
in die Gestaltung der von den Gatekeepern 
genutzten Technik einfließen. In 
bestimmten Fällen kann es jedoch 
angezeigt sein, dass die Kommission im 
Anschluss an einen Dialog mit dem 
betreffenden Gatekeeper und 
gegebenenfalls nach Konsultation mit 
Dritten in einem Beschluss einige der 
Maßnahmen präzisiert, die der betreffende 
Gatekeeper ergreifen sollte, um die 
möglicherweise noch näher 
auszuführenden Verpflichtungen wirksam 
zu erfüllen. Diese Möglichkeit eines 
Regulierungsdialogs dürfte den 
Gatekeepern die Einhaltung der Vorgaben 
erleichtern und so die ordnungsgemäße 
Durchführung der Verordnung 
beschleunigen.

Or. en
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Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 60

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(60) Unter außergewöhnlichen 
Umständen, die ausschließlich im 
Zusammenhang mit der Wahrung der 
öffentlichen Sittlichkeit, der öffentlichen 
Gesundheit oder der öffentlichen 
Sicherheit vorliegen können, sollte die 
Kommission einen bestimmten zentralen 
Plattformdienst per Beschluss von einer 
bestimmten Verpflichtung befreien 
können. Werden diese öffentlichen 
Interessen beeinträchtigt, so kann dies 
darauf hindeuten, dass die 
gesamtgesellschaftlichen Kosten, die 
infolge der Durchsetzung einer bestimmten 
Verpflichtung entstünden, in dem 
jeweiligen Ausnahmefall zu hoch und 
somit unverhältnismäßig wären. Der 
Regulierungsdialog, der die Einhaltung der 
Vorgaben für die begrenzten Aussetzungs- 
bzw. Befreiungsmöglichkeiten erleichtern 
soll, sollte gewährleisten, dass die in dieser 
Verordnung festgelegten Verpflichtungen 
verhältnismäßig sind und die 
beabsichtigten Ex-ante-Auswirkungen im 
Hinblick auf Fairness und Bestreitbarkeit 
nicht untergraben.

(60) Unter außergewöhnlichen 
Umständen, die ausschließlich im 
Zusammenhang mit der Wahrung der 
öffentlichen Sittlichkeit, der öffentlichen 
Gesundheit oder der öffentlichen 
Sicherheit vorliegen können, sollte die 
Kommission einen bestimmten zentralen 
Plattformdienst per Beschluss von einer 
bestimmten Verpflichtung befreien 
können. Werden diese öffentlichen 
Interessen beeinträchtigt, so kann dies 
darauf hindeuten, dass die 
gesamtgesellschaftlichen Kosten, die 
infolge der Durchsetzung einer bestimmten 
Verpflichtung entstünden, in dem 
jeweiligen Ausnahmefall zu hoch und 
somit unverhältnismäßig wären. Der 
Regulierungsdialog, der die Einhaltung der 
Vorgaben für die begrenzten Aussetzungs- 
bzw. Befreiungsmöglichkeiten erleichtern 
soll, sollte gewährleisten, dass die in dieser 
Verordnung festgelegten Verpflichtungen 
verhältnismäßig sind und die 
beabsichtigten Ex-ante-Auswirkungen im 
Hinblick auf Fairness und Bestreitbarkeit 
nicht untergraben. Wird eine 
entsprechende Befreiung eingeräumt, 
sollte die Kommission ihre Entscheidung 
alle zwei Jahre prüfen.

Or. en

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 62

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(62) Damit die Ziele dieser Verordnung (62) Damit die Ziele dieser Verordnung 
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vollständig und dauerhaft erreicht werden, 
sollte die Kommission darüber befinden 
können, ob ein Betreiber zentraler 
Plattformdienste auch dann als Gatekeeper 
zu benennen ist, wenn er die in dieser 
Verordnung festgelegten quantitativen 
Schwellenwerte nicht erreicht; ob einem 
Gatekeeper, der die Vorgaben systematisch 
nicht einhält, zusätzliche 
Abhilfemaßnahmen aufzuerlegen sind; ob 
die Liste der Verpflichtungen, mit denen 
den unlauteren Praktiken von Gatekeepern 
begegnet werden soll, überprüft werden 
sollte und zusätzliche Praktiken, die in 
ähnlicher Weise unlauter sind und die 
Bestreitbarkeit digitaler Märkte 
beschränken, ermittelt werden sollten. 
Wenn die Kommission darüber befindet, 
sollte sie sich auf Marktuntersuchungen 
stützen, die innerhalb eines angemessenen 
Zeitrahmens auf der Grundlage klarer 
Verfahren und Fristen durchzuführen sind, 
um die Ex-ante-Auswirkungen dieser 
Verordnung auf die Bestreitbarkeit und 
Fairness im digitalen Sektor zu 
gewährleisten und für die erforderliche 
Rechtssicherheit zu sorgen.

vollständig und dauerhaft erreicht werden, 
sollte die Kommission darüber befinden 
können, ob ein Betreiber zentraler 
Plattformdienste auch dann als Gatekeeper 
zu benennen ist, wenn er die in dieser 
Verordnung festgelegten quantitativen 
Schwellenwerte nicht erreicht; ob einem 
Gatekeeper, der die Vorgaben systematisch 
nicht einhält, zusätzliche 
Abhilfemaßnahmen aufzuerlegen sind; ob 
die Liste der Verpflichtungen, mit denen 
den unlauteren Praktiken von Gatekeepern 
begegnet werden soll, überprüft werden 
sollte; und ob zusätzliche Praktiken, die in 
ähnlicher Weise unlauter sind und die 
Bestreitbarkeit digitaler Märkte 
beschränken, ermittelt werden sollten. 
Wenn die Kommission darüber befindet, 
sollte sie sich auf Marktuntersuchungen 
stützen, die innerhalb eines angemessenen 
Zeitrahmens auf der Grundlage klarer 
Verfahren und Fristen durchzuführen sind, 
um die Ex-ante-Auswirkungen dieser 
Verordnung auf die Bestreitbarkeit und 
Fairness im digitalen Sektor zu 
gewährleisten und für die erforderliche 
Rechtssicherheit zu sorgen.

Or. en

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 64

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(64) Die Kommission sollte untersuchen 
und darüber befinden, ob durch zusätzliche 
verhaltensbezogene oder ggf. strukturelle 
Abhilfemaßnahmen sichergestellt werden 
sollte, dass der Gatekeeper die Ziele dieser 
Verordnung nicht unterlaufen kann, indem 
er eine oder mehrere der in dieser 
Verordnung festgelegten Verpflichtungen 
systematisch nicht erfüllt und so seine 
Position weiter stärkt. Dies ist der Fall, 

(64) Die Kommission sollte untersuchen 
und darüber befinden, ob durch zusätzliche 
verhaltensbezogene oder ggf. strukturelle 
Abhilfemaßnahmen sichergestellt werden 
sollte, dass der Gatekeeper die Ziele dieser 
Verordnung nicht unterlaufen kann, indem 
er eine oder mehrere der in dieser 
Verordnung festgelegten Verpflichtungen 
systematisch nicht erfüllt. In Fällen einer 
systematischen Nichterfüllung sollte die 
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wenn die Größe des Gatekeepers im 
Binnenmarkt weiter zugenommen hat, 
sich die wirtschaftliche Abhängigkeit der 
gewerblichen Nutzer und der Endnutzer 
von den zentralen Plattformdiensten des 
Gatekeepers insofern weiter verstärkt hat, 
als ihre Zahl weiter gestiegen ist, und der 
Gatekeeper seine Position weiter gefestigt 
hat. In solchen Fällen sollte die 
Kommission daher befugt sein, unter 
gebührender Beachtung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit eine 
verhaltensbezogene oder strukturelle 
Abhilfemaßnahme zu verhängen. 
Strukturelle Abhilfemaßnahmen wie z. B. 
eine rechtliche, funktionelle oder 
strukturelle Trennung, einschließlich der 
vollständigen oder teilweisen 
Veräußerung von Geschäftsbereichen, 
sollten nur dann auferlegt werden, wenn 
entweder keine ebenso wirksame 
verhaltensbezogene Abhilfemaßnahme in 
Betracht kommt oder wenn eine solche 
für das betreffende Unternehmen 
belastender wäre als eine strukturelle 
Abhilfemaßnahme. Änderungen der vor 
der Feststellung der systematischen 
Nichteinhaltung bestehenden Struktur 
eines Unternehmens sind nur dann 
verhältnismäßig, wenn ein erhebliches 
Risiko besteht, dass die systematische 
Nichteinhaltung auf ebendiese Struktur 
des betreffenden Unternehmens 
zurückzuführen ist.

Kommission daher befugt sein, eine 
verhaltensbezogene oder strukturelle 
Abhilfemaßnahme zu verhängen, um die 
wirksame Einhaltung dieser Verordnung 
sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 65

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(65) Die Dienste und Praktiken im 
Bereich der zentralen Plattformdienste und 
der davon betroffenen Märkte können sich 

(65) Die Dienste und Praktiken im 
Bereich der zentralen Plattformdienste und 
der davon betroffenen Märkte können sich 



PR\1231257DE.docx 27/90 PE692.792v01-00

DE

innerhalb kurzer Zeit stark ändern. Um 
sicherzustellen, dass diese Verordnung auf 
dem aktuellen Stand bleibt und eine 
wirksame und ganzheitliche regulatorische 
Lösung zur Bewältigung der im 
Zusammenhang mit Gatekeepern 
auftretenden Probleme darstellt, sollten die 
mit dieser Verordnung eingeführten 
Listen der zentralen Plattformdienste und 
der Verpflichtungen regelmäßig überprüft 
werden. Dadurch kann insbesondere 
sichergestellt werden, dass unlautere oder 
die Bestreitbarkeit zentraler 
Plattformdienste beschränkende 
Verhaltensweisen aufgedeckt werden. 
Angesichts des dynamischen Wandels im 
digitalen Sektor sollte zwar regelmäßig 
eine Überprüfung durchgeführt werden, 
solche Überprüfungen sollten jedoch in 
einem angemessenen zeitlichen Rahmen 
erfolgen, um hinsichtlich der 
regulatorischen Rahmenbedingungen 
Rechtssicherheit zu gewährleisten 
Außerdem sollte durch 
Marktuntersuchungen sichergestellt 
werden, dass die Kommission auf Basis 
einer soliden Beweisgrundlage beurteilen 
kann, ob sie vorschlagen sollte, diese 
Verordnung dahin gehend zu ändern, dass 
die Listen der zentralen Plattformdienste 
ergänzt oder weiter präzisiert werden. 
Zudem sollte durch Marktuntersuchungen 
sichergestellt werden, dass die 
Kommission auf Basis einer soliden 
Faktengrundlage beurteilen kann, ob sie 
vorschlagen sollte, die mit dieser 
Verordnung festgelegten Verpflichtungen 
zu ändern, oder ob sie einen delegierten 
Rechtsakt zur Aktualisierung der 
Verpflichtungen erlassen sollte.

innerhalb kurzer Zeit stark ändern. So ist es 
beispielsweise möglich, dass die 
Kommission in Kürze prüfen muss, ob 
neue Dienste wie sprachgestützte Dienste 
in die Liste der zentralen Plattformdienste 
aufgenommen werden müssen. Um 
sicherzustellen, dass diese Verordnung auf 
dem aktuellen Stand bleibt und eine 
wirksame und ganzheitliche regulatorische 
Lösung zur Bewältigung der im 
Zusammenhang mit Gatekeepern 
auftretenden Probleme darstellt, sollten die 
Listen der zentralen Plattformdienste 
regelmäßig überprüft werden. Angesichts 
des dynamischen Wandels im digitalen 
Sektor sollte zwar regelmäßig eine 
Überprüfung durchgeführt werden, solche 
Überprüfungen sollten jedoch in einem 
angemessenen zeitlichen Rahmen erfolgen, 
um hinsichtlich der regulatorischen 
Rahmenbedingungen Rechtssicherheit zu 
gewährleisten Außerdem sollte durch 
Marktuntersuchungen sichergestellt 
werden, dass die Kommission auf Basis 
einer soliden Beweisgrundlage beurteilen 
kann, ob sie vorschlagen sollte, diese 
Verordnung dahin gehend zu ändern, dass 
die Listen der zentralen Plattformdienste 
ergänzt oder weiter präzisiert werden. 
Zudem sollte durch Marktuntersuchungen 
sichergestellt werden, dass die 
Kommission auf Basis einer soliden 
Faktengrundlage beurteilen kann, ob sie 
vorschlagen sollte, die mit dieser 
Verordnung festgelegten Verpflichtungen 
zu ändern, oder ob sie einen delegierten 
Rechtsakt zur Aktualisierung der 
Verpflichtungen erlassen sollte.

Or. en

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 67
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(67) Wenn ein Gatekeeper der 
Kommission im Zuge eines Verfahrens 
wegen Nichteinhaltung oder einer 
Untersuchung in Bezug auf systematische 
Nichteinhaltung Verpflichtungsangebote 
unterbreitet, sollte die Kommission die 
Möglichkeit haben, diese Verpflichtungen 
per Beschluss für den betreffenden 
Gatekeeper für bindend zu erklären, wenn 
sie feststellt, dass durch diese 
Verpflichtungen die wirksame Einhaltung 
der in dieser Verordnung genannten 
Verpflichtungen gewährleistet wird. In 
dem betreffenden Beschluss sollte auch 
festgestellt werden, dass für ein 
Tätigwerden der Kommission kein Anlass 
mehr besteht.

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 75 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(75a) Um die Zusammenarbeit und 
Koordinierung zwischen der Kommission 
und den Mitgliedstaaten bei ihren 
Durchsetzungsmaßnahmen zu 
erleichtern, sollte eine Gruppe von 
Regulierungsbehörden mit 
Zuständigkeiten im digitalen Sektor 
eingerichtet werden, die befugt ist, die 
Kommission bei einer Reihe von 
Entscheidungen zu beraten, und die den 
Austausch von Informationen und 
bewährten Verfahren zwischen den 
Mitgliedstaaten, eine bessere 
Überwachung und damit eine Stärkung 
der Umsetzung dieser Verordnung 
ermöglicht.
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Or. en

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 76

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(76) Zur Gewährleistung einheitlicher 
Bedingungen für die Durchführung der 
Artikel 3, 6, 12, 13, 15, 16, 17, 20, 22, 23, 
25 und 30 dieser Verordnung sollten der 
Kommission Durchführungsbefugnisse 
übertragen werden. Diese Befugnisse 
sollten im Einklang mit der Verordnung 
(EU) Nr. 182/2011 des Europäischen 
Parlaments und des Rates1 ausgeübt 
werden. 

(76) Zur Gewährleistung einheitlicher 
Bedingungen für die Durchführung der 
Artikel 3, 5, 6, 12, 13, 15, 16, 17, 20, 22, 
23, 25 und 30 dieser Verordnung sollten 
der Kommission Durchführungsbefugnisse 
übertragen werden. Diese Befugnisse 
sollten im Einklang mit der Verordnung 
(EU) Nr. 182/2011 des Europäischen 
Parlaments und des Rates1 ausgeübt 
werden.

__________________ __________________
1 Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der 
allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach 
denen die Mitgliedstaaten die 
Wahrnehmung der 
Durchführungsbefugnisse durch die 
Kommission kontrollieren (ABl. L 55 vom 
28.2.2011, S. 13).

1 Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der 
allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach 
denen die Mitgliedstaaten die 
Wahrnehmung der 
Durchführungsbefugnisse durch die 
Kommission kontrollieren (ABl. L 55 vom 
28.2.2011, S. 13).

Or. en

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 77

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(77) Der gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 eingesetzte Beratende 
Ausschuss sollte auch Stellungnahmen zu 
bestimmten auf der Grundlage der 
vorliegenden Verordnung erlassenen 
Einzelbeschlüssen der Kommission 

(77) Der gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 eingesetzte Beratende 
Ausschuss sollte auch Stellungnahmen zu 
bestimmten auf der Grundlage der 
vorliegenden Verordnung erlassenen 
Einzelbeschlüssen der Kommission 
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abgeben. Um dafür zu sorgen, dass die 
digitalen Märkte, auf denen Gatekeeper 
tätig sind, in der gesamten Union 
bestreitbar und fair sind, sollte der 
Kommission gemäß Artikel 290 AEUV die 
Befugnis übertragen werden, Rechtsakte 
zur Ergänzung dieser Verordnung zu 
erlassen. Insbesondere sollten delegierte 
Rechtsakte in Bezug auf die Methode zur 
Festlegung der quantitativen 
Schwellenwerte für die Benennung von 
Gatekeepern gemäß dieser Verordnung 
und in Bezug auf die Aktualisierung der 
in dieser Verordnung festgelegten 
Verpflichtungen erlassen werden, wenn 
die Kommission auf der Grundlage einer 
Marktuntersuchung festgestellt hat, dass 
die Verpflichtungen in Bezug auf 
unlautere oder die Bestreitbarkeit 
zentraler Plattformdienste beschränkende 
Praktiken aktualisiert werden müssen. Es 
ist von besonderer Bedeutung, dass die 
Kommission angemessene Konsultationen 
durchführt, die mit den in der 
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 
13. April 2016 über bessere Rechtsetzung36 
niedergelegten Grundsätzen im Einklang 
stehen. Um insbesondere für eine 
gleichberechtigte Beteiligung an der 
Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu 
sorgen, erhalten das Europäische Parlament 
und der Rat alle Dokumente zur gleichen 
Zeit wie die Sachverständigen der 
Mitgliedstaaten, und ihre Sachverständigen 
haben systematisch Zugang zu den 
Sitzungen der Sachverständigengruppen 
der Kommission, die mit der Vorbereitung 
der delegierten Rechtsakte befasst sind.

abgeben. Um dafür zu sorgen, dass die 
digitalen Märkte, auf denen Gatekeeper 
tätig sind, in der gesamten Union 
bestreitbar und fair sind, sollte der 
Kommission gemäß Artikel 290 AEUV die 
Befugnis übertragen werden, Rechtsakte 
zur Ergänzung dieser Verordnung zu 
erlassen. Insbesondere sollten delegierte 
Rechtsakte in Bezug auf die Methode zur 
Festlegung der quantitativen 
Schwellenwerte für die Benennung von 
Gatekeepern gemäß dieser Verordnung 
erlassen werden. Es ist von besonderer 
Bedeutung, dass die Kommission 
angemessene Konsultationen durchführt, 
die mit den in der Interinstitutionellen 
Vereinbarung vom 13. April 2016 über 
bessere Rechtsetzung36 niedergelegten 
Grundsätzen im Einklang stehen. Um 
insbesondere für eine gleichberechtigte 
Beteiligung an der Vorbereitung 
delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten 
das Europäische Parlament und der Rat alle 
Dokumente zur gleichen Zeit wie die 
Sachverständigen der Mitgliedstaaten, und 
ihre Sachverständigen haben systematisch 
Zugang zu den Sitzungen der 
Sachverständigengruppen der Kommission, 
die mit der Vorbereitung der delegierten 
Rechtsakte befasst sind.

__________________ __________________
36 Interinstitutionelle Vereinbarung 
zwischen dem Europäischen Parlament, 
dem Rat der Europäischen Union und der 
Europäischen Kommission über bessere 
Rechtsetzung (ABl. L 123 vom 12.5.2016, 
S. 1).

36 Interinstitutionelle Vereinbarung 
zwischen dem Europäischen Parlament, 
dem Rat der Europäischen Union und der 
Europäischen Kommission über bessere 
Rechtsetzung (ABl. L 123 vom 12.5.2016, 
S. 1).

Or. en
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Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 77 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(77a) Die nationalen Gerichte werden 
bei der Anwendung dieser Verordnung 
eine wichtige Rolle spielen und sollten die 
Kommission bitten dürfen, ihnen 
Informationen oder Stellungnahmen zu 
Fragen der Anwendung dieser 
Verordnung zu übermitteln. Gleichzeitig 
sollte die Kommission die Möglichkeit 
haben, gegenüber den Gerichten der 
Mitgliedstaaten mündliche oder 
schriftliche Stellungnahmen abzugeben.

Or. en

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) In dieser Verordnung werden 
harmonisierte Vorschriften festgelegt, die 
in der gesamten Union bestreitbare und 
faire digitale Märkte, auf denen Gatekeeper 
tätig sind, gewährleisten.

(1) Der Zweck dieser Verordnung 
besteht darin, zum reibungslosen 
Funktionieren des Binnenmarkts 
beizutragen, indem harmonisierte 
Vorschriften festlegt werden, die in der 
gesamten Union bestreitbare und faire 
digitale Märkte, auf denen Gatekeeper tätig 
sind, gewährleisten.

Or. en

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 5
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Die Mitgliedstaaten erlegen 
Gatekeepern keine weiteren 
Verpflichtungen im Wege von Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften auf, um 
bestreitbare und faire Märkte zu 
gewährleisten. Vorschriften, mit denen im 
Einklang mit dem Unionsrecht andere 
legitime öffentliche Interessen verfolgt 
werden, bleiben hiervon unberührt. 
Insbesondere hindert diese Verordnung die 
Mitgliedstaaten nicht daran, Unternehmen, 
einschließlich Betreibern zentraler 
Plattformdienste, mit dem Unionsrecht 
vereinbare Verpflichtungen im Hinblick 
auf den Schutz der Verbraucher oder die 
Bekämpfung unlauterer 
Wettbewerbshandlungen aufzuerlegen, 
sofern diese Verpflichtungen nicht damit 
zusammenhängen, dass die betreffenden 
Unternehmen den Status eines Gatekeepers 
im Sinne dieser Verordnung haben.

(5) Um eine Fragmentierung des 
Binnenmarktes zu vermeiden, erlegen die 
Mitgliedstaaten Gatekeepern keine 
weiteren Verpflichtungen im Wege von 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften auf, 
um bestreitbare und faire Märkte zu 
gewährleisten. Vorschriften, mit denen im 
Einklang mit dem Unionsrecht andere 
legitime öffentliche Interessen verfolgt 
werden, bleiben hiervon unberührt. 
Insbesondere hindert diese Verordnung die 
Mitgliedstaaten nicht daran, Unternehmen, 
einschließlich Betreibern zentraler 
Plattformdienste, mit dem Unionsrecht 
vereinbare Verpflichtungen im Hinblick 
auf den Schutz der Verbraucher oder die 
Bekämpfung unlauterer 
Wettbewerbshandlungen aufzuerlegen, 
sofern diese Verpflichtungen nicht damit 
zusammenhängen, dass die betreffenden 
Unternehmen den Status eines Gatekeepers 
im Sinne dieser Verordnung haben.

Or. en

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Diese Verordnung berührt nicht die 
Anwendung der Artikel 101 und 102 
AEUV. Sie lässt auch die Anwendung der 
folgenden Vorschriften unberührt: 
nationaler Vorschriften zum Verbot 
wettbewerbswidriger Vereinbarungen, 
Beschlüsse von 
Unternehmensvereinigungen, aufeinander 
abgestimmter Verhaltensweisen und der 
missbräuchlichen Ausnutzung einer 
beherrschenden Stellung; nationaler 
Wettbewerbsvorschriften, mit denen 

(6) Diese Verordnung berührt nicht die 
Anwendung der Artikel 101 und 102 
AEUV. Sie lässt auch die Anwendung der 
folgenden Vorschriften unberührt: 
nationaler Vorschriften zum Verbot 
wettbewerbswidriger Vereinbarungen, 
Beschlüsse von 
Unternehmensvereinigungen, aufeinander 
abgestimmter Verhaltensweisen und der 
missbräuchlichen Ausnutzung einer 
beherrschenden Stellung; nationaler 
Wettbewerbsvorschriften, mit denen 
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andere Formen einseitiger 
Verhaltensweisen verboten werden, soweit 
sie auf andere Unternehmen als 
Gatekeeper anwendbar sind oder 
Gatekeepern damit zusätzliche 
Verpflichtungen auferlegt werden; der 
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates38 
und nationaler Fusionskontrollvorschriften; 
der Verordnung (EU) 2019/1150 und der 
Verordnung (EU) .../... des Europäischen 
Parlaments und des Rates39.

andere Formen einseitiger 
Verhaltensweisen verboten werden; der 
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates38 
und nationaler Fusionskontrollvorschriften; 
der Verordnung (EU) 2019/1150 und der 
Verordnung (EU) .../... des Europäischen 
Parlaments und des Rates39.

__________________ __________________
38 Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des 
Rates vom 20. Januar 2004 über die 
Kontrolle von 
Unternehmenszusammenschlüssen („EG-
Fusionskontrollverordnung“) (ABl. L 24 
vom 29.1.2004, S. 1).

38 Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des 
Rates vom 20. Januar 2004 über die 
Kontrolle von 
Unternehmenszusammenschlüssen („EG-
Fusionskontrollverordnung“) (ABl. L 24 
vom 29.1.2004, S. 1).

39 Verordnung (EU) .../... des Europäischen 
Parlaments und des Rates – Vorschlag für 
einen Binnenmarkt für digitale Dienste 
(Gesetz über digitale Dienste) und zur 
Änderung der Richtlinie 2000/31/EG.

39 Verordnung (EU) .../... des Europäischen 
Parlaments und des Rates – Vorschlag für 
einen Binnenmarkt für digitale Dienste 
(Gesetz über digitale Dienste) und zur 
Änderung der Richtlinie 2000/31/EG.

Or. en

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Die nationalen Behörden erlassen 
keine Entscheidungen, die einem von der 
Kommission nach dieser Verordnung 
erlassenen Beschluss zuwiderlaufen 
würden. Hinsichtlich der 
Durchsetzungsmaßnahmen arbeiten die 
Kommission und die Mitgliedstaaten eng 
zusammen und stimmen sich eng ab.

(7) Die nationalen Behörden, 
einschließlich nationaler Gerichte, 
erlassen keine Entscheidungen, die einem 
von der Kommission nach dieser 
Verordnung erlassenen Beschluss 
zuwiderlaufen würden. Hinsichtlich der 
Durchsetzungsmaßnahmen arbeiten die 
Kommission und die Mitgliedstaaten eng 
zusammen und stimmen sich eng ab.

Or. en
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Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 2 – Buchstabe e

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

e) nummernunabhängige 
interpersonelle Kommunikationsdienste,

e) nummernunabhängige 
interpersonelle Kommunikationsdienste, 
die von jeglichem anderen zentralen 
Plattformdienst erbracht werden,

Or. en

Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 2 – Buchstabe g

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

g) Cloud-Computing-Dienste, g) Cloud-Computing-Dienste, die von 
jeglichem anderen zentralen 
Plattformdienst erbracht werden,

Or. en

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 2 – Buchstabe h

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

h) Werbedienste, einschließlich 
Werbenetzwerken, Werbebörsen und 
sonstiger Werbevermittlungsdienste, die 
von dem Betreiber eines der unter den 
Buchstaben a bis g genannten zentralen 
Plattformdienste betrieben werden;

h) online Werbedienste, einschließlich 
Werbenetzwerken, Werbebörsen und 
sonstiger Werbevermittlungsdienste, die 
von dem Betreiber eines der unter den 
Buchstaben a bis g genannten zentralen 
Plattformdienste betrieben werden;

Or. en
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Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

14. „Nebendienstleistung“ im 
Zusammenhang oder zusammen mit 
zentralen Plattformdiensten erbrachte 
Dienste, einschließlich Zahlungsdiensten 
im Sinne des Artikels 4 Nummer 3, 
technischer Dienste im Sinne des 
Artikels 3 Buchstabe j der Richtlinie (EU) 
2015/2366, die zur Erbringung der 
Zahlungsdienste beitragen, sowie 
Erfüllungs-, Identifizierungs- und 
Werbediensten;

14. „Nebendienstleistung“ im 
Zusammenhang oder zusammen mit 
zentralen Plattformdiensten erbrachte 
Dienste, einschließlich Zahlungsdiensten 
im Sinne des Artikels 4 Nummer 3, 
technischer Dienste im Sinne des 
Artikels 3 Buchstabe j der Richtlinie (EU) 
2015/2366, die zur Erbringung der 
Zahlungsdienste beitragen, sowie 
Identifizierungs- und Werbediensten;

Or. en

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) das Kriterium nach Absatz 1 
Buchstabe a erfüllt, wenn das 
Unternehmen, dem er angehört, in den 
vergangenen drei Geschäftsjahren im EWR 
einen Jahresumsatz von mindestens 
6,5 Mrd. EUR erzielt hat oder wenn die 
durchschnittliche Marktkapitalisierung 
oder ein entsprechender Marktwert des 
Unternehmens, dem er angehört, im 
vergangenen Geschäftsjahr mindestens 
65 Mrd. EUR betrug und er in mindestens 
drei Mitgliedstaaten einen zentralen 
Plattformdienst betreibt;

a) das Kriterium nach Absatz 1 
Buchstabe a erfüllt, wenn das 
Unternehmen, dem er angehört, in den 
vergangenen drei Geschäftsjahren im EWR 
einen Jahresumsatz von mindestens 
10 Mrd. EUR erzielt hat oder wenn die 
durchschnittliche Marktkapitalisierung 
oder ein entsprechender Marktwert des 
Unternehmens, dem er angehört, im 
vergangenen Geschäftsjahr mindestens 
100 Mrd. EUR betrug und er in mindestens 
drei Mitgliedstaaten einen zentralen 
Plattformdienst betreibt;

Or. en
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Begründung

Das Gesetz über digitale Märkte sollte deutlich auf die Plattformen ausgerichtet sein, die 
aufgrund ihrer Größe und ihrer Folgen für den Binnenmarkt eine unbestreitbare Rolle als 
Gatekeeper spielen. Zu diesem Zweck ist es angebracht, die quantitativen Schwellenwerte 
anzuheben und - als zusätzliche Bedingung für die Benennung von Unternehmen als 
Gatekeeper gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung - hinzuzufügen, dass sie nicht nur 
einen, sondern zumindest zwei zentrale Plattformdienste erbringen. Die Erbringung von zwei 
oder mehreren Plattformdiensten ist auch ein wichtiger Indikator für die Rolle dieser 
Unternehmen als Anbieter eines Ökosystems von Dienstleistungen.

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe b – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) das Kriterium nach Absatz 1 
Buchstabe b erfüllt, wenn er einen 
zentralen Plattformdienst betreibt, der im 
vergangenen Geschäftsjahr mehr als 
45 Millionen in der Union niedergelassene 
oder aufhältige monatlich aktive Endnutzer 
und mehr als 10 000 in der Union 
niedergelassene jährlich aktive gewerbliche 
Nutzer hatte;

b) das Kriterium nach Absatz 1 
Buchstabe b erfüllt, wenn er zwei oder 
mehr zentralen Plattformdienste betreibt, 
der im vergangenen Geschäftsjahr mehr als 
45 Millionen in der Union niedergelassene 
oder aufhältige monatlich aktive Endnutzer 
und mehr als 10 000 in der Union 
niedergelassene jährlich aktive gewerbliche 
Nutzer hatte. Die monatlichen aktiven 
Endnutzer und die jährlichen aktiven 
gewerblichen Nutzer werden unter 
Berücksichtigung der im Anhang dieser 
Verordnung aufgeführten Indikatoren 
gemessen.

Or. en

Begründung

Ein Verzeichnis von Indikatoren sollte als Anhang zu dieser Verordnung aufgenommen 
werden, damit Anbieter von zentralen Plattformdiensten im Voraus wissen, wie die Zahl der 
monatlich aktiven Endnutzer und der jährlich aktiven gewerblichen Nutzer gemäß Artikel 3 
Absatz 2 gemessen wird.

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 3 – Unterabsatz 1
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wenn ein Betreiber zentraler 
Plattformdienste alle in Absatz 2 genannten 
Schwellenwerte erreicht, teilt er dies der 
Kommission innerhalb von drei Monaten 
nach Erreichen der Schwellenwerte mit 
und übermittelt ihr die in Absatz 2 
genannten einschlägigen Angaben. Die 
entsprechende Mitteilung muss die in 
Absatz 2 genannten einschlägigen 
Angaben für jeden zentralen 
Plattformdienst des Betreibers enthalten, 
der die in Absatz 2 Buchstabe b genannten 
Schwellenwerte erreicht. Wenn andere 
zentrale Plattformdienste für sich 
genommen die in Absatz 2 Buchstabe b 
genannten Schwellenwerte erreichen, muss 
die Mitteilung aktualisiert werden.

Wenn ein Betreiber zentraler 
Plattformdienste alle in Absatz 2 genannten 
Schwellenwerte erreicht, teilt er dies der 
Kommission innerhalb von einem Monat 
nach Erreichen der Schwellenwerte mit 
und übermittelt ihr die in Absatz 2 
genannten einschlägigen Angaben. Die 
entsprechende Mitteilung muss die in 
Absatz 2 genannten einschlägigen 
Angaben für jeden zentralen 
Plattformdienst des Betreibers enthalten, 
der die in Absatz 2 Buchstabe b genannten 
Schwellenwerte erreicht. Wenn andere 
zentrale Plattformdienste für sich 
genommen die in Absatz 2 Buchstabe b 
genannten Schwellenwerte erreichen, muss 
die Mitteilung aktualisiert werden.

Or. en

Begründung

Die Benennung eines Unternehmens als Gatekeeper sollte ein schnelles Verfahren sein. Ein 
Monat erscheint ausreichend, um eine Benennungsentscheidung zu erlassen.

Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 4 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission benennt einen Betreiber 
zentraler Plattformdienste, der alle in 
Absatz 2 genannten Schwellenwerte 
erreicht, unverzüglich und spätestens 
60 Tage nach Erhalt der vollständigen 
Angaben gemäß Absatz 3 als Gatekeeper, 
außer wenn der Betreiber im Rahmen 
seiner Mitteilung hinreichend 
substantiierte Argumente dafür vorbringt, 
dass er in Anbetracht der Umstände, unter 
denen der betreffende zentrale 
Plattformdienst betrieben wird, und unter 

Die Kommission benennt einen Betreiber 
zentraler Plattformdienste, der alle in 
Absatz 2 genannten Schwellenwerte 
erreicht, unverzüglich und spätestens 
60 Tage nach Erhalt der vollständigen 
Angaben gemäß Absatz 3 als Gatekeeper, 
außer wenn der Betreiber im Rahmen 
seiner Mitteilung stichhaltige substantiierte 
Argumente dafür vorbringt, dass er in 
Anbetracht der Umstände, unter denen der 
betreffende zentrale Plattformdienst 
betrieben wird, und die Kriterien nach 
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Berücksichtigung der in Absatz 6 
aufgeführten Aspekte die Kriterien nach 
Absatz 1 nicht erfüllt.

Absatz 1 nicht erfüllt.

Or. en

Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 4 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bringt der Gatekeeper hinreichend 
substantiierte Argumente dafür vor, dass 
er die Kriterien nach Absatz 1 nicht 
erfüllt, so prüft die Kommission auf der 
Grundlage des Absatzes 6, ob die 
Kriterien des Absatzes 1 erfüllt sind.

entfällt

Or. en

Begründung

Beruht die Benennung auf den quantitativen und objektiven Kriterien gemäß Artikel 3 
Absatz 2, sollten als Gatekeeper benannte Unternehmen die Benennung nur anfechten 
können, wenn stichhaltige Beweise dafür vorliegen, dass sie die Anforderungen von Absatz 1 
nicht erfüllen. Die gründliche Prüfung gemäß Artikel 3 Absatz 6 sollte nicht erforderlich sein 
(und wäre auch nicht gerechtfertigt), wenn Unternehmen die quantitativen Voraussetzungen 
gemäß Artikel 3 Absatz 2 erfüllen.

Änderungsantrag 42

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Liefert der Anbieter des zentralen 
Plattformdienstes nicht innerhalb der von 
der Kommission gesetzten Frist alle 
relevanten Informationen, die für die 
Beurteilung seiner Benennung als 
Gatekeeper gemäß Artikel 3 Absatz 2 
erforderlich sind, ist die Kommission 
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berechtigt, diesen Anbieter als Gatekeeper 
auf der Grundlage der verfügbaren 
Fakten zu benennen.

Or. en

Begründung

Wenn Unternehmen bei der Bereitstellung von Informationen an die Kommission nicht 
kooperieren, sollte die Kommission auf der Grundlage der verfügbaren Fakten ein 
Unternehmen als Gatekeeper benennen können.

Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Der Kommission wird gemäß 
Artikel 37 die Befugnis übertragen, 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die 
Methode festzulegen, anhand deren 
bestimmt wird, ob die in Absatz 2 
genannten quantitativen Schwellenwerte 
erreicht sind, und um diese Methode bei 
Bedarf regelmäßig an Marktentwicklungen 
und technologische Entwicklungen 
anzupassen, insbesondere in Bezug auf den 
in Absatz 2 Buchstabe a genannten 
Schwellenwert.

(5) Der Kommission wird gemäß 
Artikel 37 die Befugnis übertragen, 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die 
Methode festzulegen, anhand deren 
bestimmt wird, ob die in Absatz 2 
genannten quantitativen Schwellenwerte 
erreicht sind, das Verzeichnis der 
Indikatoren im Anhang der Verordnung 
zu aktualisieren und um diese Methode bei 
Bedarf regelmäßig an Marktentwicklungen 
und technologische Entwicklungen 
anzupassen, insbesondere in Bezug auf den 
in Absatz 2 Buchstabe a genannten 
Schwellenwert.

Or. en

Begründung

Die Kommission sollte ermächtigt werden, das im Anhang enthaltene Verzeichnis der 
Indikatoren unter Berücksichtigung der Markt- und Technologieentwicklung zu aktualisieren.

Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 6 – Unterabsatz 1
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission kann jeden Betreiber 
zentraler Plattformdienste, der sämtliche in 
Absatz 1 genannten Kriterien erfüllt, aber 
nicht jeden der in Absatz 2 genannten 
Schwellenwerte erreicht oder hinreichend 
substantiierte Argumente gemäß Absatz 4 
vorgebracht hat, nach dem Verfahren des 
Artikels 15 als Gatekeeper benennen.

Die Kommission kann jeden Betreiber 
zentraler Plattformdienste, der sämtliche in 
Absatz 1 genannten Kriterien erfüllt, aber 
nicht jeden der in Absatz 2 genannten 
Schwellenwerte erreicht hat, nach dem 
Verfahren des Artikels 15 als Gatekeeper 
benennen.

Or. en

Begründung

 Die gründliche Prüfung gemäß Artikel 3 Absatz 6 sollte nicht erforderlich sein (und wäre 
auch nicht gerechtfertigt), wenn Unternehmen die quantitativen Voraussetzungen gemäß 
Artikel 3 Absatz 2 erfüllen.

Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 6 – Unterabsatz 2 – Buchstabe e a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ea) der Grad des Multi-Homing unter 
gewerblichen Nutzern und Endnutzern;

Or. en

Begründung

Der Grad des Multi-Homing ist ein wichtiger Indikator zur Bewertung des Gatekeeper-Status, 
der ausdrücklich in Artikel 3 Absatz 6 aufgenommen werden sollte.

Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 6 – Unterabsatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wenn der Betreiber eines zentralen 
Plattformdienstes, der die in Absatz 2 

entfällt
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genannten quantitativen Schwellenwerte 
erreicht, den von der Kommission 
angeordneten Untersuchungsmaßnahmen 
nicht hinreichend nachkommt und der 
Verstoß andauert, nachdem der Betreiber 
aufgefordert wurde, den Maßnahmen 
innerhalb einer angemessenen Frist 
nachzukommen und dazu Stellung zu 
nehmen, darf die Kommission den 
betreffenden Betreiber als Gatekeeper 
benennen.

Or. en

Änderungsantrag 47

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 6 – Unterabsatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wenn der Betreiber eines zentralen 
Plattformdienstes, der die in Absatz 2 
genannten quantitativen Schwellenwerte 
nicht erreicht, den von der Kommission 
angeordneten Untersuchungsmaßnahmen 
nicht hinreichend nachkommt und der 
Verstoß andauert, nachdem der Betreiber 
aufgefordert wurde, den Maßnahmen 
innerhalb einer angemessenen Frist 
nachzukommen und dazu Stellung zu 
nehmen, darf die Kommission den 
betreffenden Betreiber abhängig von den 
ihr vorliegenden Informationen als 
Gatekeeper benennen.

entfällt

Or. en

Begründung

Ersetzt durch den neuen Wortlaut unter Artikel 3 Absatz 4a.



PE692.792v01-00 42/90 PR\1231257DE.docx

DE

Änderungsantrag 48

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

8. Der Gatekeeper muss die in den 
Artikeln 5 und 6 genannten 
Verpflichtungen spätestens sechs Monate, 
nachdem einer seiner zentralen 
Plattformdienste in die Liste nach Absatz 7 
aufgenommen wurde, erfüllen.

8. Der Gatekeeper muss die in den 
Artikeln 5 und 6 genannten 
Verpflichtungen spätestens vier Monate, 
nachdem einer seiner zentralen 
Plattformdienste in die Liste nach Absatz 7 
aufgenommen wurde, erfüllen.

Or. en

Änderungsantrag 49

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 2 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission überprüft regelmäßig, 
mindestens jedoch alle 2 Jahre, ob die 
benannten Gatekeeper die in Artikel 3 
Absatz 1 genannten Kriterien nach wie vor 
erfüllen und ob neue Betreiber zentraler 
Plattformdienste diese Kriterien erfüllen. 
Dabei überprüft sie auch, ob die Liste der 
betroffenen zentralen Plattformdienste des 
Gatekeepers angepasst werden muss.

Die Kommission überprüft regelmäßig, 
mindestens jedoch alle drei Jahre, ob die 
benannten Gatekeeper die in Artikel 3 
Absatz 1 genannten Kriterien nach wie vor 
erfüllen und ob neue Betreiber zentraler 
Plattformdienste diese Kriterien erfüllen. 
Dabei überprüft sie auch, ob die Liste der 
betroffenen zentralen Plattformdienste des 
Gatekeepers angepasst werden muss.

Or. en

Änderungsantrag 50

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Die Kommission veröffentlicht und 
aktualisiert laufend die Liste der 
Gatekeeper und die Liste der zentralen 

(3) Die Kommission veröffentlicht und 
aktualisiert laufend oder zumindest alle 
zwei Jahre die Liste der Gatekeeper und 
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Plattformdienste, in Bezug auf welche die 
Gatekeeper die in den Artikeln 5 und 6 
genannten Verpflichtungen einhalten 
müssen.

die Liste der zentralen Plattformdienste, in 
Bezug auf welche die Gatekeeper die in 
den Artikeln 5 und 6 genannten 
Verpflichtungen einhalten müssen.

Or. en

Änderungsantrag 51

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) davon absehen, personenbezogene 
Daten aus diesen zentralen 
Plattformdiensten mit personenbezogenen 
Daten aus anderen von ihm angebotenen 
Diensten oder mit personenbezogenen 
Daten von Diensten Dritter 
zusammenzuführen und Endnutzer in 
anderen Diensten des Gatekeepers 
anzumelden, um personenbezogene Daten 
zusammenzuführen, außer wenn dem 
Endnutzer diesbezüglich gemäß der 
Verordnung (EU) 2016/679 eine Wahl 
gegeben wurde und er eingewilligt hat;

a) davon absehen, personenbezogene 
Daten aus diesen zentralen 
Plattformdiensten mit personenbezogenen 
Daten aus anderen von ihm angebotenen 
Diensten oder mit personenbezogenen 
Daten von Diensten Dritter 
zusammenzuführen und Endnutzer in 
anderen Diensten des Gatekeepers 
anzumelden, um personenbezogene Daten 
zusammenzuführen, außer wenn dem 
Endnutzer diesbezüglich gemäß Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EU) 2016/679 eine Wahl gegeben wurde 
und er eingewilligt hat; alternativ kann 
sich der Gatekeeper auf die 
Rechtsgrundlage in Artikel 6 Absatz 1 der 
genannten Verordnung mit Ausnahme 
der Buchstaben b und f berufen.

Or. en

Begründung

Diese Verpflichtung soll verhindern, dass Gatekeeper die DSGVO im Zusammenhang mit der 
Kombination von personenbezogenen Daten zentralen Plattformdiensten mit 
personenbezogenen Daten aus anderen vom Gatekeeper angebotenen Diensten 
missbräuchlich verwenden.
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Änderungsantrag 52

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) gewerblichen Nutzern die 
Möglichkeit geben, Endnutzern dieselben 
Produkte oder Dienstleistungen über 
Online-Vermittlungsdienste Dritter zu 
anderen Preisen oder Bedingungen 
anzubieten als über die Online-
Vermittlungsdienste des Gatekeepers;

b) keine vertraglichen 
Verpflichtungen anwenden, die 
gewerbliche Nutzer daran hindern, 
Endnutzern dieselben Produkte oder 
Dienstleistungen über Online-
Vermittlungsdienste Dritter zu anderen 
Preisen oder Bedingungen anzubieten als 
über die Online-Vermittlungsdienste des 
Gatekeepers;

Or. en

Begründung

Diese Verpflichtung zielt darauf ab, Gatekeepern zu verbieten, die Fähigkeit der Endnutzer 
einzuschränken, Multi-Homing zu betreiben; sie verbietet Gatekeepern die Anwendung 
vertraglicher Verpflichtungen, die gewerbliche Nutzer daran hindern, ihre 
Waren/Dienstleistungen zu anderen Preisen/Bedingungen (z. B. besseren Preisen) über 
andere Plattformen anzubieten (sogenannte Most-Favoured Nation (MFN)-Klauseln);

Änderungsantrag 53

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) gewerblichen Nutzern die 
Möglichkeit geben, Angebote für 
Endnutzer zu fördern, die über den 
zentralen Plattformdienst akquiriert 
wurden, und mit diesen Endnutzern über 
die zentralen Plattformdienste des 
Gatekeepers oder auf anderem Wege 
Verträge zu schließen, und Endnutzern die 
Möglichkeit geben, durch Nutzung der 
Software-Anwendung eines gewerblichen 
Nutzers über die zentralen 
Plattformdienste des Gatekeepers auf 
Inhalte, Abonnements, Funktionen oder 

c) gewerblichen Nutzern die 
Möglichkeit geben, unterschiedliche 
Angebote für Endnutzer zu fördern, die 
über den zentralen Plattformdienst 
akquiriert wurden, und für die der zentrale 
Plattformdienst vergütet wurde oder über 
andere Kanäle und mit diesen Endnutzern 
außerhalb der zentralen Plattformdienste 
des Gatekeepers Verträge zu schließen,
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andere Elemente zuzugreifen bzw. diese 
zu nutzen, wenn der Endnutzer diese 
Elemente bei dem betreffenden 
gewerblichen Nutzer ohne Nutzung der 
zentralen Plattformdienste des 
Gatekeepers erworben hat;

Or. en

Begründung

Diese Verpflichtung zielt darauf ab, Gatekeeper daran zu hindern, die Möglichkeit von 
gewerblichen Nutzern einzuschränken, ihre eigenen Dienste zu bewerben, um Endnutzer zu 
erreichen und ihnen Dienste außerhalb des zentralen Plattformdienstes anzubieten; Der 
zweite Teil der Bestimmung wird an eine andere Stelle verschoben.

Änderungsantrag 54

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ca) Endnutzern die Möglichkeit 
geben, durch Nutzung der Software-
Anwendung eines gewerblichen Nutzers 
über die zentralen Plattformdienste des 
Gatekeepers auf Inhalte, Abonnements, 
Funktionen oder andere Elemente 
zuzugreifen bzw. diese zu nutzen, sogar 
wenn der Endnutzer diese Elemente bei 
dem betreffenden gewerblichen Nutzer 
ohne Nutzung der zentralen 
Plattformdienste des Gatekeepers 
erworben hat;

Or. en

Begründung

Diese Verpflichtung zielt darauf ab, Gatekeepern zu verbieten, die Fähigkeit von Endnutzern 
zum Multi-Homing einzuschränken, indem sie Gatekeepern die Verpflichtung auferlegen, 
Endnutzern den Zugang zu alternativen Diensten über den zentralen Plattformdienst zu 
ermöglichen; Vorher unter dem vorausgehenden Gedankenstrich.
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Änderungsantrag 55

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) davon absehen, gewerbliche Nutzer 
daran zu hindern, einer zuständigen 
Behörde Angelegenheiten im 
Zusammenhang mit den Praktiken von 
Gatekeepern mitzuteilen, oder sie in dieser 
Hinsicht einzuschränken;

d) davon absehen, gewerbliche Nutzer 
daran zu hindern, einer zuständigen 
Behörde, einschließlich nationaler 
Gerichte, Angelegenheiten im, 
einschließlich nationaler, Zusammenhang 
mit den Praktiken von Gatekeepern 
mitzuteilen, oder sie in dieser Hinsicht 
einzuschränken;

Or. en

Änderungsantrag 56

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe g

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

g) Werbetreibenden und Verlagen, für 
die er Werbedienstleistungen erbringt, auf 
deren Anfrage hin Auskunft über den 
vom Werbetreibenden und vom Verlag 
gezahlten Preis sowie über den Betrag bzw. 
die Vergütung geben, die der Verlag für 
die Veröffentlichung einer bestimmten 
Anzeige und für jede der relevanten 
Werbedienstleistungen des Gatekeepers 
erhält.

g) einzelnen Werbetreibenden und 
Verlagen, für die er Werbedienstleistungen 
erbringt, einen kostenlosen, qualitativ 
hochwertigen, effektiven, 
kontinuierlichen und in Echtzeit 
zugänglichen Zugang zu Informationen 
über die Sichtbarkeit und Verfügbarkeit 
des Anzeigenportfolios sowie zu den 
Preisbedingungen für die von den 
Werbetreibenden abgegebenen Gebote 
und Werbevermittler, den vom 
Werbetreibenden und Verlag gezahlten 
Preis sowie über den Betrag und die 
Vergütung geben, die der Verlag für die 
Veröffentlichung einer bestimmten 
Anzeige und für jede der relevanten 
Werbedienstleistungen des Gatekeepers 
erhält.

Or. en
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Begründung

Mit den Änderungen soll die Transparenz des Online-Werbemarkts verbessert werden.

Änderungsantrag 57

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe g a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ga) davon absehen, nicht öffentlich 
zugängliche Daten, die durch Tätigkeiten 
von gewerblichen Nutzern ihrer zentralen 
Plattformdienste, einschließlich der 
Tätigkeiten von Endnutzern dieser 
gewerblichen Nutzer, generiert oder von 
diesen gewerblichen Nutzern ihrer 
zentralen Plattformdienste oder von den 
Endnutzern dieser gewerblichen Nutzer 
bereitgestellt werden, im Wettbewerb mit 
diesen gewerblichen Nutzern zu 
verwenden;

Or. en

Begründung

Aus Artikel 6 an diese Stelle verschoben, da diese Verpflichtung nicht weiter spezifiziert 
werden kann.

Änderungsantrag 58

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe g b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

gb) Endnutzern die Möglichkeit 
geben, Software-Anwendungen, die auf 
seinem Betriebssystem vorinstalliert sind, 
zu deinstallieren; dies gilt unbeschadet 
der Möglichkeit eines Gatekeepers, die 
Deinstallation von Software-
Anwendungen zu beschränken, die für 
das Funktionieren des Betriebssystems 
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oder des Geräts unabdingbar sind und die 
aus technischen Gründen nicht von 
Dritten eigenständig angeboten werden 
können;

Or. en

Begründung

Aus Artikel 6 an diese Stelle verschoben, da diese Verpflichtung nicht weiter spezifiziert 
werden kann.

Änderungsantrag 59

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) davon absehen, nicht öffentlich 
zugängliche Daten, die durch Tätigkeiten 
von gewerblichen Nutzern ihrer zentralen 
Plattformdienste, einschließlich der 
Tätigkeiten von Endnutzern dieser 
gewerblichen Nutzer, generiert oder von 
diesen gewerblichen Nutzern ihrer 
zentralen Plattformdienste oder von den 
Endnutzern dieser gewerblichen Nutzer 
bereitgestellt werden, im Wettbewerb mit 
diesen gewerblichen Nutzern zu 
verwenden;

entfällt

Or. en

Begründung

Aus Artikel 5 an diese Stelle verschoben, da diese Verpflichtung nicht weiter spezifiziert 
werden kann.

Änderungsantrag 60

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe b
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) Endnutzern die Möglichkeit 
geben, Software-Anwendungen, die auf 
seinem zentralen Plattformdienst 
vorinstalliert sind, zu deinstallieren; dies 
gilt unbeschadet der Möglichkeit eines 
Gatekeepers, die Deinstallation von 
Software-Anwendungen zu beschränken, 
die für das Funktionieren des 
Betriebssystems oder des Geräts 
unabdingbar sind und die aus 
technischen Gründen nicht von Dritten 
eigenständig angeboten werden können;

entfällt

Or. en

Begründung

Aus Artikel 5 an diese Stelle verschoben, da diese Verpflichtung nicht weiter spezifiziert 
werden kann.

Änderungsantrag 61

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) die Möglichkeit schaffen, Software-
Anwendungen Dritter und von Dritten 
betriebene Stores für Software-
Anwendungen, die Betriebssysteme des 
Gatekeepers nutzen oder mit diesen 
interoperieren, zu installieren und effektiv 
zu nutzen und auf diese Software-
Anwendungen bzw. Stores auf anderem 
Wege als über die zentralen 
Plattformdienste des Gatekeepers 
zuzugreifen. Der Gatekeeper darf 
angemessene Maßnahmen ergreifen, um 
sicherzustellen, dass Software-
Anwendungen Dritter oder von Dritten 
betriebene Stores für Software-
Anwendungen die Integrität der vom 
Gatekeeper bereitgestellten Hardware oder 

c) die Möglichkeit schaffen, Software-
Anwendungen Dritter und von Dritten 
betriebene Stores für Software-
Anwendungen, die Betriebssysteme des 
Gatekeepers nutzen oder mit diesen 
interoperieren, zu installieren und effektiv 
zu nutzen und auf diese Software-
Anwendungen bzw. Stores auf anderem 
Wege als über die zentralen 
Plattformdienste des Gatekeepers 
zuzugreifen. Der Gatekeeper darf 
notwendige und angemessene Maßnahmen 
ergreifen, um sicherzustellen, dass 
Software-Anwendungen Dritter oder von 
Dritten betriebene Stores für Software-
Anwendungen die Integrität der vom 
Gatekeeper bereitgestellten Hardware oder 
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Betriebssysteme nicht gefährden; Betriebssysteme nicht gefährden;

Or. en

Änderungsantrag 62

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) davon absehen, Dienstleistungen 
und Produkte, die vom Gatekeeper selbst 
oder von einem Dritten angeboten werden, 
der ein und demselben Unternehmen 
angehört, beim Ranking gegenüber 
ähnlichen Dienstleistungen oder Produkten 
Dritter zu bevorzugen, und muss das 
Ranking anhand fairer und 
diskriminierungsfreier Bedingungen 
vornehmen;

d) davon absehen, Dienstleistungen 
und Produkte, die vom Gatekeeper selbst 
oder von einem Dritten angeboten werden, 
der ein und demselben Unternehmen 
angehört, beim Ranking oder der Anzeige 
gegenüber ähnlichen Dienstleistungen oder 
Produkten Dritter zu bevorzugen, und muss 
das Ranking anhand fairer und 
diskriminierungsfreier Bedingungen 
vornehmen; umfasst die Ergebnisseite der 
Online-Suchmaschine eines Gatekeepers 
die Anzeige gesonderter Produkte oder 
Dienstleistungen, müssen Dritte die 
gleiche Möglichkeit haben, diese 
Produkte oder Dienstleistungen gegen 
eine Vergütung anzubieten; zur 
Vermeidung von Interessenkonflikten 
muss das Produkt oder die Dienstleistung 
des Gatekeepers als gesondertes 
gewerbliches Unternehmen behandelt 
werden und als eigenständige 
Dienstleistung wirtschaftlich rentabel 
sein;

Or. en

Begründung

Mit dieser Verpflichtung soll die Bevorzugung des eigenen Unternehmens untersagt werden, 
wenn Interessenkonflikte auf dem Online-Suchmarkt bestehen (wenn der Gatekeeper mit 
Dritten beim Angebot von Waren oder Dienstleistungen konkurriert).
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Änderungsantrag 63

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe h

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

h) für die effektive Übertragbarkeit 
der Daten sorgen, die durch die Tätigkeit 
eines gewerblichen Nutzers oder 
Endnutzers generiert werden, und 
insbesondere Instrumente bereitstellen, 
die Endnutzern im Einklang mit der 
Verordnung (EU) 2016/679 die 
Datenübertragung erleichtern, indem unter 
anderem ein permanenter Echtzeitzugang 
gewährleistet wird;

h) Endnutzern oder von einem 
Endnutzer zugelassenen Dritten kostenlos 
eine effektive Übertragbarkeit der Daten 
ermöglichen, die durch den Endnutzer 
bereitgestellt oder durch seine Tätigkeit im 
Rahmen ihrer Nutzung auf dem 
jeweiligen zentralen Plattformdienst, 
einschließlich durch die Bereitstellung 
von Instrumenten für Endnutzer, 
generiert werden, um Endnutzern im 
Einklang mit der Verordnung 
(EU) 2016/679 die wirksame 
Datenübertragung zu erleichtern, indem 
unter anderem ein permanenter 
Echtzeitzugang gewährleistet wird;

Or. en

Begründung

Mit dieser Bestimmung soll die Anfechtbarkeit gefördert werden, indem sichergestellt wird, 
dass es eine wirksame Datenübertragung gibt. Der Zugang durch gewerbliche Nutzer fällt 
unter Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe i.

Änderungsantrag 64

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe i

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

i) gewerblichen Nutzern sowie von 
einem gewerblichen Nutzer zugelassenen 
Dritten kostenlos einen effektiven, 
hochwertigen und permanenten 
Echtzeitzugang gewähren und die Nutzung 
aggregierter oder nichtaggregierter Daten 
ermöglichen, die im Zusammenhang mit 
der Nutzung der relevanten zentralen 
Plattformdienste durch diese gewerblichen 

i) gewerblichen Nutzern sowie von 
einem gewerblichen Nutzer zugelassenen 
Dritten kostenlos einen permanenten 
Echtzeitzugang gewähren und die Nutzung 
aggregierter oder nichtaggregierter Daten 
ermöglichen, die im Zusammenhang mit 
der Nutzung der relevanten zentralen 
Plattformdienste durch diese gewerblichen 
Nutzer und die Endnutzer, die die Produkte 
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Nutzer und die Endnutzer, die die Produkte 
oder Dienste dieser gewerblichen Nutzer in 
Anspruch nehmen, bereitgestellt oder 
generiert werden; den Zugang zu und die 
Nutzung von personenbezogenen Daten 
nur ermöglichen, soweit dies unmittelbar 
mit der Nutzung der Produkte oder 
Dienstleistungen durch den Endnutzer im 
Zusammenhang steht, die der betreffende 
gewerbliche Nutzer über den relevanten 
zentralen Plattformdienst anbietet, und 
sofern der Endnutzer dem Datenaustausch 
durch eine Einwilligung im Sinne der 
Verordnung (EU) 2016/679 zugestimmt 
hat;

oder Dienste dieser gewerblichen Nutzer in 
Anspruch nehmen, bereitgestellt oder 
generiert werden; dazu gehören auf 
Antrag des gewerblichen Nutzers die 
Möglichkeit und die notwendigen 
Werkzeuge, um auf Daten „in-situ“ 
zuzugreifen und diese zu analysieren, 
ohne dass eine Übertragung durch den 
Gatekeeper erfolgt. den Zugang zu und die 
Nutzung von personenbezogenen Daten 
nur ermöglichen, soweit dies unmittelbar 
mit der Nutzung der Produkte oder 
Dienstleistungen durch den Endnutzer im 
Zusammenhang steht, die der betreffende 
gewerbliche Nutzer über den relevanten 
zentralen Plattformdienst anbietet, und 
sofern der Endnutzer dem Datenaustausch 
durch eine Einwilligung im Sinne der 
Verordnung (EU) 2016/679 zugestimmt 
hat;

Or. en

Begründung

Mit dieser Bestimmung sollen Fairness und Bestreitbarkeit gefördert werden, indem 
gewerblichen Nutzern der Zugang zu und die Nutzung von Schlüsseldaten ermöglicht wird, 
die für die Verbesserung ihrer Angebote und der Beziehungen zu ihren Kunden relevant sind 
und die ansonsten ausschließlich vom Gatekeeper aufgenommen werden.

Änderungsantrag 65

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1 – Buchstabe k

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

k) für den Zugang gewerblicher 
Nutzer zu ihrem gemäß Artikel 3 dieser 
Verordnung benannten Store für Software-
Anwendungen faire und 
diskriminierungsfreie allgemeine 
Bedingungen anwenden.

k) für den Zugang gewerblicher 
Nutzer zu ihren gemäß Artikel 3 dieser 
Verordnung benannten zentralen 
Plattformdiensten faire und 
diskriminierungsfreie allgemeine 
Bedingungen oder Bedingungen 
anwenden, die nicht weniger günstig als 
die für ihre eigenen Dienste 
angewendeten Bedingungen sind.
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Or. en

Begründung

Mit dieser Bestimmung soll die Bestreitbarkeit gefördert werden, indem der Gatekeeper 
verpflichtet wird, seine zentralen Plattformdienste zu FRAND-Bedingungen und zumindest zu 
Bedingungen anzubieten, die nicht ungünstiger sind als die Bedingungen, die er für seine 
eigenen zentralen Plattformdienste angewendet hat.

Änderungsantrag 66

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Maßnahmen, die der 
Gatekeeper ergreift, um die Einhaltung 
seiner Verpflichtungen aus den Artikeln 5 
und 6 sicherzustellen, müssen dazu führen, 
dass die mit den jeweiligen 
Verpflichtungen verbundenen 
Zielsetzungen wirksam erreicht werden. 
Der Gatekeeper stellt sicher, dass diese 
Maßnahmen im Einklang mit der 
Verordnung (EU) 2016/679 und der 
Richtlinie 2002/58/EG sowie mit den 
Rechtsvorschriften in Bezug auf 
Cybersicherheit, Verbraucherschutz und 
Produktsicherheit durchgeführt werden.

(1) Der Gatekeeper ist dafür 
verantwortlich, die Einhaltung der in 
Artikel 5 und 6 festgelegten 
Verpflichtungen durch die entsprechende 
Technik sicherzustellen und 
nachzuweisen. Die Maßnahmen, die der 
Gatekeeper ergreift, um die Einhaltung 
seiner Verpflichtungen aus den Artikeln 5 
und 6 sicherzustellen, müssen dazu führen, 
dass die mit den jeweiligen 
Verpflichtungen verbundenen 
Zielsetzungen wirksam erreicht werden. 
Der Gatekeeper stellt sicher, dass diese 
Maßnahmen im Einklang mit der 
Verordnung (EU) 2016/679 und der 
Richtlinie 2002/58/EG sowie mit den 
Rechtsvorschriften in Bezug auf 
Cybersicherheit, Verbraucherschutz und 
Produktsicherheit durchgeführt werden.

Or. en

Änderungsantrag 67

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Stellt die Kommission fest, dass die (2) Stellt die Kommission fest, dass die 
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Maßnahmen, die der Gatekeeper gemäß 
Absatz 1 durchzuführen beabsichtigt oder 
durchgeführt hat, die wirksame Einhaltung 
der einschlägigen Verpflichtungen nach 
Artikel 6 nicht sicherstellen, so kann sie 
per Beschluss Maßnahmen festlegen, die 
der betreffende Gatekeeper durchzuführen 
hat. Die Kommission erlässt einen solchen 
Beschluss innerhalb von sechs Monaten 
nach Einleitung des Verfahrens nach 
Artikel 18.

Maßnahmen, die der Gatekeeper gemäß 
Absatz 1 durchzuführen beabsichtigt oder 
durchgeführt hat, die wirksame Einhaltung 
der einschlägigen Verpflichtungen nach 
Artikel 6 nicht sicherstellen, so kann sie 
per Beschluss Maßnahmen festlegen, die 
der betreffende Gatekeeper durchzuführen 
hat. Die Kommission erlässt einen solchen 
Beschluss innerhalb von vier Monaten 
nach Einleitung des Verfahrens nach 
Artikel 18.

Or. en

Änderungsantrag 68

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Beabsichtigt die Kommission, 
einen Beschluss über die Festlegung von 
Maßnahmen gemäß Absatz 2 zu erlassen, 
veröffentlicht sie eine kurze 
Zusammenfassung der Maßnahmen, die 
der Gatekeeper durchführen soll, um die 
wirksame Einhaltung der 
Verpflichtungen gemäß dieser 
Verordnung sicherzustellen. Die 
Kommission kann beschließen, betroffene 
Dritte aufzufordern, ihre Stellungnahmen 
innerhalb einer Frist vorzulegen, die von 
der Kommission in ihrer Veröffentlichung 
festgelegt wird. Bei der Veröffentlichung 
ist dem berechtigten Interesse der 
Unternehmen an der Wahrung ihrer 
Geschäftsgeheimnisse Rechnung zu 
tragen.

Or. en
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Änderungsantrag 69

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Im Hinblick auf den Erlass eines 
Beschlusses nach Absatz 2 gibt die 
Kommission innerhalb von drei Monaten 
nach Einleitung des Verfahrens ihre 
vorläufige Beurteilung bekannt. In dieser 
vorläufigen Beurteilung erläutert die 
Kommission, welche Maßnahmen sie zu 
ergreifen beabsichtigt bzw. der betreffende 
Betreiber zentraler Plattformdienste 
ergreifen sollte, um der vorläufigen 
Beurteilung wirksam Rechnung zu tragen.

(4) Im Hinblick auf den Erlass eines 
Beschlusses nach Absatz 2 gibt die 
Kommission innerhalb von zwei Monaten 
nach Einleitung des Verfahrens ihre 
vorläufige Beurteilung bekannt. In dieser 
vorläufigen Beurteilung erläutert die 
Kommission, welche Maßnahmen sie zu 
ergreifen beabsichtigt bzw. der betreffende 
Betreiber zentraler Plattformdienste 
ergreifen sollte, um der vorläufigen 
Beurteilung wirksam Rechnung zu tragen.

Or. en

Änderungsantrag 70

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Ein Gatekeeper kann die Einleitung 
eines Verfahrens nach Artikel 18 
beantragen, um die Kommission zu 
veranlassen festzustellen, ob durch die 
Maßnahmen, die der Gatekeeper nach 
Artikel 6 durchzuführen beabsichtigt oder 
durchgeführt hat, das Ziel der betreffenden 
Verpflichtung in Anbetracht der 
besonderen Umstände wirksam erreicht 
wird. Ein Gatekeeper kann seinem Antrag 
einen mit Gründen versehenen Schriftsatz 
beifügen, in dem er erläutert, weshalb er 
der Ansicht ist, dass durch die 
Maßnahmen, die er durchzuführen 
beabsichtigt oder durchgeführt hat, das Ziel 
der betreffenden Verpflichtung in 
Anbetracht der besonderen Umstände 
wirksam erreicht wird.

(7) Ein Gatekeeper kann die Einleitung 
eines Verfahrens nach Artikel 18 
beantragen, um die Kommission zu 
veranlassen festzustellen, ob durch die 
Maßnahmen, die der Gatekeeper nach 
Artikel 6 durchzuführen beabsichtigt oder 
durchgeführt hat, das Ziel der betreffenden 
Verpflichtung in Anbetracht der 
besonderen Umstände wirksam erreicht 
wird. Der Gatekeeper fügt seinem Antrag 
einen mit Gründen versehenen Schriftsatz 
bei, in dem er erläutert, weshalb er der 
Ansicht ist, dass durch die Maßnahmen, 
die er durchzuführen beabsichtigt oder 
durchgeführt hat, das Ziel der betreffenden 
Verpflichtung in Anbetracht der 
besonderen Umstände wirksam erreicht 
wird.
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Or. en

Begründung

Es sollte die Möglichkeit eines Markttests für die Maßnahmen vorgesehen werden, die der 
Gatekeeper durchführen soll, um die wirksame Einhaltung der Verpflichtungen aus dieser 
Verordnung sicherzustellen.

Änderungsantrag 71

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Wird die Aussetzung nach Absatz 1 
gewährt, so überprüft die Kommission 
ihren Aussetzungsbeschluss jedes Jahr. 
Infolge einer solchen Überprüfung hebt die 
Kommission entweder die Aussetzung auf 
oder beschließt, dass die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 nach wie vor erfüllt sind.

(2) Wird die Aussetzung nach Absatz 1 
gewährt, so überprüft die Kommission 
ihren Aussetzungsbeschluss jedes Jahr. 
Infolge einer solchen Überprüfung hebt die 
Kommission entweder die Aussetzung 
ganz oder teilweise auf oder beschließt, 
dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nach wie vor erfüllt sind.

Or. en

Änderungsantrag 72

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 3 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Auf mit Gründen versehenen Antrag eines 
Gatekeepers kann die Kommission die 
Anwendung der betreffenden 
Verpflichtung auf einen oder mehrere 
einzelne zentrale Plattformdienste bereits 
vor dem Erlass eines Beschlusses nach 
Absatz 1 vorläufig aussetzen.

Auf mit Gründen versehenen Antrag eines 
Gatekeepers kann die Kommission in 
dringenden Fällen die Anwendung der 
betreffenden Verpflichtung auf einen oder 
mehrere einzelne zentrale Plattformdienste 
bereits vor dem Erlass eines Beschlusses 
nach Absatz 1 vorläufig aussetzen.

Or. en
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Änderungsantrag 73

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Überschrift

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Befreiung aus zwingenden Gründen des 
öffentlichen Interesses

Befreiung aus Gründen der öffentlichen 
Sittlichkeit, der öffentlichen Gesundheit 
oder der öffentlichen Sicherheit

Or. en

Änderungsantrag 74

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Wird die Befreiung nach Absatz 1 
gewährt, so überprüft die Kommission 
ihren Befreiungsbeschluss alle zwei 
Jahre. Infolge einer solchen Überprüfung 
hebt die Kommission die Befreiung 
entweder ganz oder teilweise auf oder 
beschließt, dass die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 nach wie vor erfüllt sind.

Or. en

Änderungsantrag 75

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 3 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission kann auf mit Gründen 
versehenen Antrag eines Gatekeepers oder 
von Amts wegen die Anwendung der 
betreffenden Verpflichtung auf einen oder 
mehrere einzelne zentrale Plattformdienste 
bereits vor dem Erlass eines Beschlusses 
nach Absatz 1 vorläufig aussetzen.

Die Kommission kann in dringenden 
Fällen auf mit Gründen versehenen Antrag 
eines Gatekeepers oder von Amts wegen 
die Anwendung der betreffenden 
Verpflichtung auf einen oder mehrere 
einzelne zentrale Plattformdienste bereits 
vor dem Erlass eines Beschlusses nach 
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Absatz 1 vorläufig aussetzen.

Or. en

Änderungsantrag 76

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 11 Artikel 6a (neu)
Umgehungsverbot Umgehungsverbot

(1) Der Gatekeeper stellt sicher, dass 
die Verpflichtungen nach den Artikeln 5 
und 6 vollständig und wirksam erfüllt 
werden. Die Verpflichtungen nach den 
Artikeln 5 und 6 gelten zwar für nach 
Artikel 3 benannte zentrale 
Plattformdienste, ihre Umsetzung darf 
jedoch nicht durch Verhaltensweisen des 
Unternehmens, dem der Gatekeeper 
angehört, untergraben werden – seien es 
vertragliche, kommerzielle, technische 
oder sonstiges Verhaltensweisen.

(1)  Der Gatekeeper stellt sicher, dass 
die Verpflichtungen nach den Artikeln 5 
und 6 vollständig und wirksam erfüllt 
werden. Die Verpflichtungen nach den 
Artikeln 5 und 6 gelten zwar für nach 
Artikel 3 benannte zentrale 
Plattformdienste, ein Gatekeeper, 
einschließlich jedes Unternehmens, dem 
der Gatekeeper angehört, darf jedoch 
keine Verhaltensweisen – seien es 
vertragliche, kommerzielle, technische 
oder sonstiges Verhaltensweisen – an den 
Tag legen, die sich zwar formal, 
begrifflich oder technisch von einer 
gemäß den Artikeln 5 und 6 verbotenen 
Verhaltensweise unterscheiden, aber in 
der Praxis einen gleichwertigen Zweck 
oder eine gleichwertige Wirkung haben 
können.

(2) Wenn eine Einwilligung zur 
Erhebung und Verarbeitung 
personenbezogener Daten erforderlich ist, 
um die Einhaltung der Vorgaben der 
vorliegenden Verordnung zu 
gewährleisten, trifft der Gatekeeper 
geeignete Maßnahmen, damit gewerbliche 
Nutzer die für ihre Verarbeitung 
erforderliche Einwilligung unmittelbar 
erhalten können, sofern dies nach der 
Verordnung (EU) 2016/679 und der 
Richtlinie 2002/58/EG erforderlich ist, 
oder damit er die Vorschriften und 
Grundsätze der Union in Bezug auf den 

(2) Wenn eine Einwilligung zur 
Erhebung und Verarbeitung 
personenbezogener Daten erforderlich ist, 
um die Einhaltung der Vorgaben der 
vorliegenden Verordnung zu 
gewährleisten, trifft der Gatekeeper 
geeignete Maßnahmen, damit gewerbliche 
Nutzer die für ihre Verarbeitung 
erforderliche Einwilligung unmittelbar 
erhalten können, sofern dies nach der 
Verordnung (EU) 2016/679 und der 
Richtlinie 2002/58/EG erforderlich ist, 
oder damit er die Vorschriften und 
Grundsätze der Union in Bezug auf den 
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Datenschutz und den Schutz der 
Privatsphäre auf andere Weise einhalten 
kann, beispielsweise indem er den 
gewerblichen Nutzern gegebenenfalls 
ordnungsgemäß anonymisierte Daten zur 
Verfügung stellt. Der Gatekeeper darf die 
Einholung dieser Einwilligung durch den 
gewerblichen Nutzer nicht aufwendiger 
machen, als sie es bei seinen eigenen 
Diensten ist.

Datenschutz und den Schutz der 
Privatsphäre auf andere Weise einhalten 
kann, beispielsweise indem er den 
gewerblichen Nutzern gegebenenfalls 
ordnungsgemäß anonymisierte Daten zur 
Verfügung stellt.

(3) Der Gatekeeper darf weder die 
Bedingungen oder die Qualität der 
zentralen Plattformdienste für 
gewerbliche Nutzer oder Endnutzer, die 
von den in den Artikeln 5 und 6 
festgelegten Rechten bzw. Möglichkeiten 
Gebrauch machen, verschlechtern noch 
die Ausübung dieser Rechte bzw. 
Möglichkeiten übermäßig erschweren.

Or. en

Begründung

Diese Bestimmung wird nach Artikel 6 als neuer Artikel 6a eingefügt.

Änderungsantrag 77

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der Gatekeeper unterrichtet die 
Kommission über jeden geplanten 
Zusammenschluss im Sinne des Artikels 3 
der Verordnung (EG) Nr. 139/2004, an 
dem ein anderer Betreiber zentraler 
Plattformdienste oder Erbringer sonstiger 
Dienstleistungen im digitalen Sektor 
beteiligt ist; dies gilt unabhängig davon, ob 
der Zusammenschluss nach der 
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 bei einer 
Wettbewerbsbehörde der Union oder nach 
den nationalen Fusionskontrollvorschriften 
bei einer zuständigen nationalen 

Der Gatekeeper unterrichtet die 
Kommission und die zuständigen 
nationalen Behörden über jeden geplanten 
Zusammenschluss im Sinne des Artikels 3 
der Verordnung (EG) Nr. 139/2004, an 
dem ein anderer Betreiber zentraler 
Plattformdienste oder Erbringer sonstiger 
Dienstleistungen im digitalen Sektor 
beteiligt ist; dies gilt unabhängig davon, ob 
der Zusammenschluss nach der 
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 bei einer 
Wettbewerbsbehörde der Union oder nach 
den nationalen Fusionskontrollvorschriften 
bei einer zuständigen nationalen 
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Wettbewerbsbehörde anmeldepflichtig ist. Wettbewerbsbehörde anmeldepflichtig ist.

Or. en

Begründung

Die Mitgliedstaaten sollten auch über Zusammenschlüsse informiert werden, an denen 
Gatekeeper und Anbieter anderer zentraler Plattformdienste beteiligt sind, falls sie die 
Kommission mit der Prüfung dieser Zusammenschlüsse befassen wollen.

Änderungsantrag 78

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Die Kommission kann auch eine 
oder mehr zuständige nationale Behörden 
ersuchen, ihre Marktuntersuchung zu 
unterstützen.

Or. en

Änderungsantrag 79

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Im Zuge der Marktuntersuchung 
nach Absatz 1 bemüht sich die 
Kommission, dem betreffenden Betreiber 
zentraler Plattformdienste innerhalb von 
sechs Monaten nach Einleitung der 
Untersuchung ihre vorläufige Beurteilung 
mitzuteilen. In dieser vorläufigen 
Beurteilung erläutert die Kommission, ob 
sie der vorläufigen Auffassung ist, dass der 
betreffende Betreiber zentraler 
Plattformdienste als Gatekeeper im Sinne 
des Artikels 3 Absatz 6 benannt werden 
sollte.

(2) Im Zuge der Marktuntersuchung 
nach Absatz 1 bemüht sich die 
Kommission, dem betreffenden Betreiber 
zentraler Plattformdienste innerhalb von 
drei Monaten nach Einleitung der 
Untersuchung ihre vorläufige Beurteilung 
mitzuteilen. In dieser vorläufigen 
Beurteilung erläutert die Kommission, ob 
sie der vorläufigen Auffassung ist, dass der 
betreffende Betreiber zentraler 
Plattformdienste als Gatekeeper im Sinne 
des Artikels 3 Absatz 6 benannt werden 
sollte.
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Or. en

Änderungsantrag 80

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Wenn der Betreiber zentraler 
Plattformdienste die in Artikel 3 Absatz 2 
genannten Schwellenwerte erreicht, aber 
hinreichend substantiierte Argumente 
nach Artikel 3 Absatz 4 vorgebracht hat, 
bemüht sich die Kommission, die 
Marktuntersuchung innerhalb von fünf 
Monaten nach deren Einleitung durch 
einen Beschluss nach Absatz 1 zum 
Abschluss zu bringen. In dem Fall 
bemüht sich die Kommission, dem 
Betreiber zentraler Plattformdienste 
innerhalb von drei Monaten nach 
Einleitung der Untersuchung ihre 
vorläufige Beurteilung nach Absatz 2 
mitzuteilen.

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 81

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Ergibt die Marktuntersuchung, dass 
ein Gatekeeper die in den Artikeln 5 und 6 
festgelegten Verpflichtungen systematisch 
nicht einhält und seine Gatekeeper-
Position im Hinblick auf die in Artikel 3 
Absatz 1 genannten Kriterien weiter 
gestärkt oder ausgeweitet hat, so kann die 
Kommission durch einen nach dem 
Beratungsverfahren gemäß Artikel 32 
Absatz 4 erlassenen Beschluss jede 

(1) Ergibt die Marktuntersuchung, dass 
ein Gatekeeper die in den Artikeln 5 und 6 
festgelegten Verpflichtungen systematisch 
nicht einhält, so kann die Kommission 
durch einen nach dem Beratungsverfahren 
gemäß Artikel 32 Absatz 4 erlassenen 
Beschluss jede verhaltensbezogene oder 
strukturelle Abhilfemaßnahme gegen den 
Gatekeeper verhängen, die wirksam und 
erforderlich ist, um die Einhaltung der 
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verhaltensbezogene oder strukturelle 
Abhilfemaßnahme gegen den Gatekeeper 
verhängen, die in einem angemessenen 
Verhältnis zu der in Rede stehenden 
Zuwiderhandlung steht und erforderlich 
ist, um die Einhaltung der Vorgaben dieser 
Verordnung zu gewährleisten. Die 
Kommission schließt ihre Untersuchung 
durch Erlass eines Beschlusses innerhalb 
von zwölf Monaten nach Einleitung der 
Marktuntersuchung ab.

Vorgaben dieser Verordnung zu 
gewährleisten. Die Kommission schließt 
ihre Untersuchung durch Erlass eines 
Beschlusses innerhalb von zwölf Monaten 
nach Einleitung der Marktuntersuchung ab.

Or. en

Änderungsantrag 82

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Kommission kann nur dann 
strukturelle Abhilfemaßnahmen nach 
Absatz 1 auferlegen, wenn entweder keine 
ebenso wirksame verhaltensbezogene 
Abhilfemaßnahme in Betracht kommt 
oder wenn eine solche für den 
betreffenden Gatekeeper belastender wäre 
als eine strukturelle Abhilfemaßnahme.

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 83

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Es ist davon auszugehen, dass ein 
Gatekeeper die Verpflichtungen der 
Artikel 5 und 6 systematisch nicht einhält, 
wenn die Kommission in einem Zeitraum 
von fünf Jahren vor Erlass des Beschlusses 
zur Einleitung einer Marktuntersuchung im 

(3) Es ist davon auszugehen, dass ein 
Gatekeeper die Verpflichtungen der 
Artikel 5 und 6 systematisch nicht einhält, 
wenn die Kommission in einem Zeitraum 
von fünf Jahren vor Erlass des Beschlusses 
zur Einleitung einer Marktuntersuchung im 
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Hinblick auf den möglichen Erlass eines 
Beschlusses nach diesem Artikel 
mindestens drei Beschlüsse wegen 
Nichteinhaltung oder zur Verhängung von 
Geldbußen nach Artikel 25 bzw. Artikel 26 
gegen den Gatekeeper bezüglich eines 
seiner zentralen Plattformdienste erlassen 
hat.

Hinblick auf den möglichen Erlass eines 
Beschlusses nach diesem Artikel 
mindestens zwei Beschlüsse wegen 
Nichteinhaltung oder zur Verhängung von 
Geldbußen nach Artikel 25 bzw. Artikel 26 
gegen den Gatekeeper bezüglich eines 
seiner zentralen Plattformdienste erlassen 
hat.

Or. en

Änderungsantrag 84

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Es ist davon auszugehen, dass ein 
Gatekeeper seine Gatekeeper-Position im 
Hinblick auf die in Artikel 3 Absatz 1 
genannten Kriterien weiter gestärkt oder 
ausgeweitet hat, wenn sich seine 
Auswirkungen auf den Binnenmarkt 
weiter verstärkt haben, seine Bedeutung 
als Zugangstor für gewerbliche Nutzer zu 
Endnutzern weiter zugenommen hat oder 
sich seine Position hinsichtlich seiner 
Tätigkeiten weiter gefestigt hat und 
dauerhafter geworden ist.

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 85

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Die Kommission teilt dem 
betreffenden Gatekeeper ihre 
Beschwerdepunkte innerhalb von sechs 
Monaten nach Einleitung der 
Untersuchung mit. In ihren 

(5) Die Kommission teilt dem 
betreffenden Gatekeeper ihre 
Beschwerdepunkte innerhalb von vier 
Monaten nach Einleitung der 
Untersuchung mit. In ihren 
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Beschwerdepunkten erläutert die 
Kommission, ob sie die vorläufige 
Auffassung vertritt, dass die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt 
sind, und welche Abhilfemaßnahme(n) sie 
vorläufig für erforderlich und angemessen 
erachtet.

Beschwerdepunkten erläutert die 
Kommission, ob sie die vorläufige 
Auffassung vertritt, dass die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt 
sind, und welche Abhilfemaßnahme(n) sie 
vorläufig für wirksam und erforderlich 
erachtet.

Or. en

Änderungsantrag 86

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Die Kommission kann die Dauer 
der Marktuntersuchung jederzeit 
verlängern, wenn dies aus objektiven 
Gründen gerechtfertigt und angemessen ist. 
Die Verlängerung kann sich auf die Frist 
beziehen, innerhalb deren die Kommission 
ihre Beschwerdepunkte mitteilen muss, 
oder auf die Frist für den Erlass des 
abschließenden Beschlusses. 
Verlängerungen im Sinne dieses Absatzes 
dürfen zusammengenommen die Dauer 
von sechs Monate nicht übersteigen. Die 
Kommission kann nach Artikel 23 
unterbreitete Verpflichtungszusagen 
prüfen und mit ihrem Beschluss für 
bindend erklären.

(6) Die Kommission kann die Dauer 
der Marktuntersuchung jederzeit 
verlängern, wenn dies aus objektiven 
Gründen gerechtfertigt und angemessen ist. 
Die Verlängerung kann sich auf die Frist 
beziehen, innerhalb deren die Kommission 
ihre Beschwerdepunkte mitteilen muss, 
oder auf die Frist für den Erlass des 
abschließenden Beschlusses. 
Verlängerungen im Sinne dieses Absatzes 
dürfen zusammengenommen die Dauer 
von sechs Monate nicht übersteigen.

Or. en

Änderungsantrag 87

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission kann eine 
Marktuntersuchung durchführen, um zu 

Die Kommission kann eine 
Marktuntersuchung durchführen, um zu 



PR\1231257DE.docx 65/90 PE692.792v01-00

DE

prüfen, ob einer oder mehrere Dienste des 
digitalen Sektors in die Liste der zentralen 
Plattformdienste aufgenommen werden 
sollten, oder um Praktiken aufzudecken, 
die die Bestreitbarkeit zentraler 
Plattformdienste beschränken können 
oder unter Umständen unlauter sind und 
denen durch diese Verordnung nicht 
wirksam begegnet wird. Die Kommission 
legt spätestens 24 Monate nach Einleitung 
der Marktuntersuchung einen öffentlichen 
Bericht vor.

prüfen, ob einer oder mehrere Dienste des 
digitalen Sektors in die Liste der zentralen 
Plattformdienste aufgenommen werden 
sollten. Die Kommission legt spätestens 
18 Monate nach Einleitung der 
Marktuntersuchung einen öffentlichen 
Bericht vor.

Or. en

Änderungsantrag 88

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 19 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Kommission kann von 
Unternehmen und 
Unternehmensvereinigungen nach Absatz 1 
auch vor der Einleitung einer 
Marktuntersuchung nach Artikel 14 oder 
vor der Einleitung eines Verfahrens nach 
Artikel 18 Auskünfte verlangen.

(2) Die Kommission kann von 
Unternehmen und 
Unternehmensvereinigungen nach Absatz 1 
auch vor der Einleitung einer 
Marktuntersuchung nach Artikel 14 
Auskünfte verlangen.

Or. en

Änderungsantrag 89

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 19 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Wenn die Kommission 
Unternehmen und 
Unternehmensvereinigungen im Wege 
eines Beschlusses zur Erteilung von 
Auskünften verpflichtet, gibt sie darin den 
Zweck des Auskunftsverlangens, führt auf, 

(4) Wenn die Kommission 
Unternehmen und 
Unternehmensvereinigungen im Wege 
eines Beschlusses zur Erteilung von 
Auskünften verpflichtet, gibt sie darin den 
Zweck des Auskunftsverlangens, führt auf, 
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welche Auskünfte erforderlich sind, und 
legt die Frist für die Übermittlung der 
Auskünfte fest. Verpflichtet sie 
Unternehmen dazu, Zugang zu ihren 
Datenbanken und Algorithmen zu 
gewähren, so gibt sie die Rechtsgrundlage 
und den Zweck des Verlangens an und legt 
die Frist für die Gewährung des Zugangs 
fest. Ferner weist sie auf die in Artikel 26 
vorgesehenen Sanktionen sowie auf die in 
Artikel 27 vorgesehenen Zwangsgelder hin 
oder erlegt letztere auf. Außerdem weist sie 
auf das Recht hin, den Beschluss vom 
Gerichtshof der Europäischen Union 
überprüfen zu lassen.

welche Auskünfte erforderlich sind, und 
legt die Frist für die Übermittlung der 
Auskünfte fest. Verpflichtet sie 
Unternehmen dazu, Zugang zu ihren 
Datenbanken und Algorithmen zu 
gewähren, so gibt sie den Zweck des 
Verlangens an, führt auf, welche 
Auskünfte erforderlich sind, und legt die 
Frist für die Gewährung des Zugangs fest. 
Ferner weist sie auf die in Artikel 26 
vorgesehenen Sanktionen sowie auf die in 
Artikel 27 vorgesehenen Zwangsgelder hin 
oder erlegt letztere auf. Außerdem weist sie 
auf das Recht hin, den Beschluss vom 
Gerichtshof der Europäischen Union 
überprüfen zu lassen.

Or. en

Änderungsantrag 90

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 23 entfällt
Verpflichtungen

(1) Bietet der betreffende Gatekeeper 
während eines Verfahrens nach 
Artikel 16 oder Artikel 25 
Verpflichtungszusagen in Bezug auf die 
betreffenden zentralen Plattformdienste 
an, um die Einhaltung der in den 
Artikeln 5 und 6 festgelegten 
Verpflichtungen zu gewährleisten, so 
kann die Kommission diese 
Verpflichtungszusagen für den 
Gatekeeper durch einen nach dem 
Beratungsverfahren gemäß Artikel 32 
Absatz 4 erlassenen Beschluss für 
bindend erklären und feststellen, dass für 
ein Tätigwerden der Kommission kein 
Anlass mehr besteht.
(2) Die Kommission kann das 
Verfahren auf Antrag oder von Amts 
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wegen per Beschluss wieder aufnehmen, 
wenn
a) sich der Sachverhalt, auf den sich 
der Beschluss stützte, in einem 
wesentlichen Punkt geändert hat,
b) der betreffende Gatekeeper seine 
Verpflichtungszusagen nicht einhält,
c) der Beschluss auf unvollständigen, 
unrichtigen oder irreführenden Angaben 
der beteiligten Unternehmen beruhte.
(3) Ist die Kommission der 
Auffassung, dass die von dem 
betreffenden Gatekeeper angebotenen 
Verpflichtungszusagen nicht geeignet 
sind, die wirksame Einhaltung der in den 
Artikeln 5 und 6 festgelegten 
Verpflichtungen sicherzustellen, so 
erläutert sie in dem Beschluss, mit dem 
das Verfahren abgeschlossen wird, 
weshalb sie die Verpflichtungszusagen 
nicht für bindend erklärt.

Or. en

Begründung

Verpflichtungszusagen sind angesichts des Ex-ante-Charakters und der unmittelbaren 
Anwendbarkeit der Verordnung weder angemessen noch gerechtfertigt.

Änderungsantrag 91

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 25 – Absatz 1 – Buchstabe e

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

e) Verpflichtungszusagen, die nach 
Artikel 23 für bindend erklärt wurden, 
nicht einhält.

entfällt

Or. en
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Änderungsantrag 92

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 26 – Absatz 1 – Buchstabe a a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

aa) die Pflicht, nach Artikel 12 
erforderliche Auskünfte zu erteilen, nicht 
erfüllt,

Or. en

Änderungsantrag 93

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 26 – Absatz 1 – Buchstabe a b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ab) die Pflicht, nach Artikel 13 
erforderliche Auskünfte zu erteilen, nicht 
erfüllt oder unrichtige, unvollständige 
oder irreführende Angaben macht,

Or. en

Änderungsantrag 94

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 26 – Absatz 2 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) die nach Artikel 12 erforderlichen 
Auskünfte nicht erteilen oder unrichtige, 
unvollständige oder irreführende 
Angaben machen,

entfällt

Or. en

Begründung

Weiter oben, unter Artikel 26 Absatz 1 eingefügt.
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Änderungsantrag 95

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 26 – Absatz 2 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) die nach Artikel 13 erforderliche 
Beschreibung nicht übermitteln,

entfällt

Or. en

Begründung

Weiter oben, unter Artikel 26 Absatz 1 eingefügt.

Änderungsantrag 96

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Sind die Unternehmen der 
Verpflichtung nachgekommen, die mit dem 
Zwangsgeld durchgesetzt werden sollte, so 
kann die Kommission durch einen nach 
dem Beratungsverfahren gemäß Artikel 32 
Absatz 4 erlassenen Beschluss die 
endgültige Höhe des Zwangsgelds auf 
einen niedrigeren Betrag festsetzen als 
den, der sich aus dem ursprünglichen 
Beschluss ergeben würde.

(2) Sind die Unternehmen der 
Verpflichtung nachgekommen, die mit dem 
Zwangsgeld durchgesetzt werden sollte, so 
kann die Kommission durch einen nach 
dem Beratungsverfahren gemäß Artikel 32 
Absatz 4 erlassenen Beschluss die 
endgültige Höhe des Zwangsgelds 
festsetzen.

Or. en

Änderungsantrag 97

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 28 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Für die der Kommission mit den (1) Für die der Kommission mit den 
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Artikeln 26 und 27 übertragenen 
Befugnisse gilt eine Verjährungsfrist von 
drei Jahren.

Artikeln 26 und 27 übertragenen 
Befugnisse gilt eine Verjährungsfrist von 
fünf Jahren.

Or. en

Änderungsantrag 98

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 31a
Europäische hochrangige Gruppe 
digitaler Regulierungsbehörden

(1) Die Kommission setzt eine 
europäische hochrangige Gruppe 
digitaler Regulierungsbehörden ein, die 
die Form einer Expertengruppe hat und 
sich aus Vertretern der zuständigen 
Behörden aller Mitgliedstaaten, der 
Kommission, einschlägiger Einrichtungen 
der Union und anderen Vertretern 
zuständiger Fachbehörden, darunter aus 
den Bereichen Datenschutz und 
elektronische Kommunikation, 
zusammensetzt.
(2) Die Gruppe besteht aus dem Leiter 
der jeweiligen zuständigen Behörden und 
wird von einem Sekretariat unterstützt, 
das die Kommission zur Verfügung stellt.
(3) Die Arbeit der hochrangigen 
Gruppe kann auf Sachverständigen-
Arbeitsgruppen aufgeteilt werden, die 
regulierungsübergreifende Teams von 
Fachleuten bilden, die der Kommission 
ein umfassendes Fachwissen zur 
Verfügung stellen.

Or. en

Begründung

Aufgrund des Charakters der digitalen Dienste sind verschiedene Regulierungssysteme 
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unweigerlich miteinander verknüpft und überschneiden sich. Aus diesem Grund erscheint es 
sinnvoll, eine hochrangige Gruppe digitaler Regulierungsstellen einzurichten, in der 
Vertreter der zuständigen Behörden aller Mitgliedstaaten, der Kommission sowie 
einschlägiger Einrichtungen der EU und andere Vertreter zuständiger Fachbehörden 
zusammenkommen.

Änderungsantrag 99

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 31b
Aufgaben der europäischen hochrangigen 
Gruppe digitaler Regulierungsbehörden

(1) Die Expertengruppe hat folgende 
Aufgaben:
a) Erleichterung der 
Zusammenarbeit und Abstimmung 
zwischen der Kommission und den 
Mitgliedstaaten bei ihren 
Durchsetzungsmaßnahmen durch die 
Förderung des Austauschs von 
Informationen und bewährten Verfahren 
über ihre Arbeit und 
Entscheidungsgrundsätze und -verfahren 
mit dem Ziel, einen einheitlichen 
Regulierungsansatz zu entwickeln und 
widersprüchliche Entscheidungen zu 
vermeiden;
b) Unterstützung der Kommission 
durch Beratung, Stellungnahmen, 
Analysen und Fachwissen bei der 
Überwachung der Einhaltung der 
Verordnung;
c) Empfehlungen für die 
Kommission zur Notwendigkeit der 
Durchführung von Marktuntersuchungen 
gemäß Artikel 14, 15, 16 und 17;
d) Empfehlungen für die 
Kommission zur Notwendigkeit einer 
Aktualisierung der Bestimmungen der 
Verordnung gemäß Artikel 5 und 6;
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e) Beratung der Kommission und 
Bereitstellung von Fachwissen bei der 
Vorbereitung von Legislativvorschlägen 
und politischen Initiativen, einschließlich 
gemäß Artikel 38;
f) Beratung der Kommission und 
Bereitstellung von Fachwissen bei der 
Vorbereitung delegierter Rechtsakte;
g) gegebenenfalls Beratung und 
Bereitstellung von Fachwissen in der 
frühen Phase der Vorbereitung von 
Durchführungsrechtsakten, bevor sie 
gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 dem Ausschuss vorgelegt 
werden;
h) Führen eines öffentlich 
zugänglichen, elektronischen Registers 
der von der Kommission gemäß Artikel 3 
gefassten Beschlüsse über die Benennung 
von Gatekeepern und
i) auf Antrag der Kommission 
Bereitstellung von technischer Beratung 
und Fachwissen vor der Annahme eines 
Beschlusses über die Festlegung von 
Maßnahmen gemäß Artikel 7.
(2) Die hochrangige Gruppe digitaler 
Regulierungsbehörden erstattet dem 
Europäischen Parlament alle zwei Jahre 
Bericht über ihre Tätigkeit und 
unterbreitet Empfehlungen und 
Vorschläge zur Politik im Hinblick 
darauf, wie die Relevanz der Maßnahmen 
und der Rechtsvorschriften der Union 
erhöht und eine kohärente Umsetzung 
dieser Politik und dieser 
Rechtsvorschriften auf nationaler Ebene 
ermöglicht werden kann.

Or. en

Begründung

Die hochrangige Gruppe sollte unter anderem die Zusammenarbeit und Abstimmung 
zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten bei ihren Durchsetzungsbeschlüssen im 
Interesse eines einheitlichen Regulierungsansatzes erleichtern und widersprüchliche 
Beschlüsse vermeiden.



PR\1231257DE.docx 73/90 PE692.792v01-00

DE

Änderungsantrag 100

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 32 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Der Beratende Ausschuss sollte 
sich aus Vertretern der zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten 
zusammensetzen. Für Sitzungen, in denen 
spezifische Fragen erörtert werden, sind 
die Mitgliedstaaten berechtigt, einen 
zusätzlichen Vertreter einer Behörde zu 
benennen, der über das entsprechende 
Fachwissen für die erörterten Fragen 
verfügt. Das Recht der Mitglieder des 
Ausschusses, sich durch andere 
Sachverständige der Mitgliedstaaten 
unterstützen zu lassen, bleibt davon 
unberührt.

Or. en

Änderungsantrag 101

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 36 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Kommission kann 
Durchführungsrechtsakte erlassen zu den 
Artikeln 3, 6, 12, 13, 15, 16, 17, 20, 22, 23, 
25 und 30 in Bezug auf

(1) Die Kommission kann 
Durchführungsrechtsakte erlassen zu den 
Artikeln 3, 5, 6, 12, 13, 15, 16, 17, 20, 22, 
23, 25 und 30 in Bezug auf

Or. en

Änderungsantrag 102

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 36 – Absatz 1 – Buchstabe a a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

aa) Form, Inhalt und sonstige 
Einzelheiten dazu, wie Angaben zu Preis 
und Vergütung gemäß Artikel 5 
Buchstabe g zu machen sind,

Or. en

Änderungsantrag 103

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 36 – Absatz 1 – Buchstabe a b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ab) Form, Inhalt und sonstige 
Einzelheiten dazu, wie gemäß Artikel 5 
Buchstabe a Wahlmöglichkeiten gegeben 
und die Einwilligung erteilt wird,

Or. en

Änderungsantrag 104

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 36 – Absatz 1 – Buchstabe g a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ga) die praktischen Modalitäten der 
Zusammenarbeit und Koordinierung 
zwischen der Kommission und den 
Mitgliedstaaten nach Artikel 1 Absatz 7.
Technische Änderung. Formulierung aus 
dem Änderungsantrag zu Artikel 36 
Absatz 20 an diese Stelle verschoben.

Or. en
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Änderungsantrag 105

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 36 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) den praktischen Modalitäten der 
Zusammenarbeit und Koordinierung 
zwischen der Kommission und den 
Mitgliedstaaten nach Artikel 1 Absatz 7. 
Diese Durchführungsrechtsakte werden 
nach dem Beratungsverfahren gemäß 
Artikel 32 Absatz 4 erlassen. Vor dem 
Erlass von Maßnahmen nach Absatz 1 
veröffentlicht die Kommission einen 
Entwurf dieser Maßnahmen und fordert 
alle Beteiligten auf, innerhalb einer von ihr 
gesetzten Frist, die mindestens einen 
Monat betragen muss, zu dem Entwurf 
Stellung zu nehmen.

(2) Diese Durchführungsrechtsakte 
werden gemäß dem in Artikel 32 Absatz 4 
genannten Beratungsverfahren erlassen. 
Vor dem Erlass von Maßnahmen nach 
Absatz 1 veröffentlicht die Kommission 
einen Entwurf dieser Maßnahmen und 
fordert alle Beteiligten auf, innerhalb einer 
von ihr gesetzten Frist, die mindestens 
einen Monat betragen muss, zu dem 
Entwurf Stellung zu nehmen.

Or. en

Begründung

Technische Änderung. Formulierung nach oben verschoben. Siehe Änderungsantrag zu 
Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe g a (neu).

Änderungsantrag 106

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 36a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 36a
Leitlinien

Um den Gatekeepern die Einhaltung und 
Durchsetzung der in den Artikeln 5, 6, 12 
und 13 festgelegten Pflichten zu 
erleichtern, veröffentlicht die Kommission 
gegebenenfalls Leitlinien zu den in diesen 
Artikeln festgelegten Pflichten. Die 
Kommission kann den Normungsgremien 
gegebenenfalls gestatten, Normen zur 
Vereinfachung der Umsetzung der 
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Verpflichtungen auszuarbeiten.

Or. en

Änderungsantrag 107

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 37 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Befugnis zum Erlass 
delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 3 
Absatz 6 und Artikel 9 Absatz 1 wird der 
Kommission für einen Zeitraum von fünf 
Jahren ab dem DD.MM.YYYY übertragen. 
Die Kommission erstellt spätestens neun 
Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf 
Jahren einen Bericht über die 
Befugnisübertragung. Die 
Befugnisübertragung verlängert sich 
stillschweigend um Zeiträume gleicher 
Länge, es sei denn, das Europäische 
Parlament oder der Rat widersprechen 
einer solchen Verlängerung spätestens drei 
Monate vor Ablauf des jeweiligen 
Zeitraums.

(2) Die Befugnis zum Erlass 
delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 3 
Absatz 6 und Artikel 10 wird der 
Kommission für einen Zeitraum von fünf 
Jahren ab dem DD.MM.YYYY übertragen. 
Die Kommission erstellt spätestens neun 
Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf 
Jahren einen Bericht über die 
Befugnisübertragung. Die 
Befugnisübertragung verlängert sich 
stillschweigend um Zeiträume gleicher 
Länge, es sei denn, das Europäische 
Parlament oder der Rat widersprechen 
einer solchen Verlängerung spätestens drei 
Monate vor Ablauf des jeweiligen 
Zeitraums.

Or. en

Begründung

Technische Änderung.

Änderungsantrag 108

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 37 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Die Befugnisübertragung gemäß 
Artikel 3 Absatz 6 und Artikel 9 Absatz 1 
kann vom Europäischen Parlament oder 
vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß 
Artikel 3 Absatz 5 und Artikel 10 kann 
vom Europäischen Parlament oder vom Rat 
jederzeit widerrufen werden. Der 
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Beschluss über den Widerruf beendet die 
Übertragung der in diesem Beschluss 
angegebenen Befugnis. Er wird am Tag 
nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union oder zu einem im 
Beschluss über den Widerruf angegebenen 
späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit 
von delegierten Rechtsakten, die bereits in 
Kraft sind, wird von dem Beschluss über 
den Widerruf nicht berührt.

Beschluss über den Widerruf beendet die 
Übertragung der in diesem Beschluss 
angegebenen Befugnis. Er wird am Tag 
nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union oder zu einem im 
Beschluss über den Widerruf angegebenen 
späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit 
von delegierten Rechtsakten, die bereits in 
Kraft sind, wird von dem Beschluss über 
den Widerruf nicht berührt.

Or. en

Begründung

Technische Änderung.

Änderungsantrag 109

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 39 – Absatz 2 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Diese Verordnung gilt nach Ablauf von 
sechs Monaten nach ihrem Inkrafttreten.

Diese Verordnung gilt nach Ablauf von ... 
[zwei Monaten nach ihrem Inkrafttreten].

Or. en

Änderungsantrag 110

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Titel (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Anhang I
Verzeichnis der Indikatoren, die von den 
Anbietern zentraler Plattformdienste bei 
der Ermittlung der monatlich aktiven 
Endnutzer für die Zwecke von Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe b zu verwenden sind

Or. en
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Änderungsantrag 111

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 1 – Buchstabe a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Stores für Software-Anwendungen
– Anzahl der Nutzer, die im Laufe 
des Monats mindestens eine App 
heruntergeladen und/oder mindestens 
einen In-App-Kauf über den Betreiber 
von Stores für Software-Anwendungen 
getätigt oder mindestens eine Anfrage 
gestellt haben 

Or. en

Änderungsantrag 112

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 1 – Buchstabe b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) Online-Marktplätze
– Anzahl der Einzelbesucher, 
basierend auf der Anzahl der IP-Adressen 
mit aktiven Sitzungen, die mindestens 
eine Suchanfrage eingegeben haben
– Anzahl der einzelnen Endnutzer, 
die in irgendeiner Weise (einschließlich 
durch Anklicken eines Links, Nachfragen 
nach bestimmten Waren oder 
Dienstleistungen usw.) Transaktionen mit 
gewerblichen Nutzern getätigt haben – 
Online-Suchmaschinen
– Anzahl der IP-Adressen mit 
aktiven Sitzungen, die mindestens eine 
Suchanfrage eingegeben haben 

Or. en
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Änderungsantrag 113

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 1 – Buchstabe c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) Online-Dienste sozialer Netzwerke 
– Anzahl der Endnutzer, die diesen 
Dienst mindestens einmal im Monat 
genutzt haben, indem sie ihn angeklickt, 
geliked, abgefragt oder anderweitig mit 
ihm interagiert haben 

Or. en

Änderungsantrag 114

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 1 – Buchstabe d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) Video-Sharing-Plattform-Dienste
– Anzahl der IP-Adressen mit 
aktiven Sitzungen, die den Dienst 
mindestens einmal monatlich genutzt 
haben
– Anzahl der Einzelbesucher der 
Website, die ein Video abspielen 

Or. en

Änderungsantrag 115

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 1 – Buchstabe e (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

e) nummernunabhängige 
interpersonelle Kommunikationsdienste
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– Anzahl der Nutzer mit einem 
Konto, die mindestens einmal monatlich 
eine Nachricht verschicken 
– Anzahl der Einzelbesucher, die 
eine Nachricht verschickt oder erhalten 
haben 

Or. en

Änderungsantrag 116

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 1 – Buchstabe f (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

f) Betriebssysteme 
– Anzahl der monatlich aktiven 
Geräte (d. h. ein Gerät, das auf einer 
beliebigen Version des Betriebssystems 
läuft, die noch aktiv ist und die in diesem 
Monat mindestens einmal in irgendeiner 
Weise verwendet wurde) mit einem 
bestimmten autonomen Betriebssystem
– installierte Basis von 
Einzelnutzern 

Or. en

Änderungsantrag 117

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 1 – Buchstabe g (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

g) Cloud-Computing-Dienste

Or. en
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Änderungsantrag 118

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 1 – Buchstabe h (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

h) Online-Werbedienste 

Or. en

Änderungsantrag 119

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 2 (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Verzeichnis der Indikatoren, die 
von den Anbietern zentraler 
Plattformdienste bei der Ermittlung der 
jährlich aktiven gewerblichen Nutzer für 
die Zwecke von Artikel 3 Absatz 1 
Buchstabe b zu verwenden sind

Or. en

Änderungsantrag 120

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 2 – Buchstabe a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Stores für Software-Anwendungen
– Anzahl der Entwickler von 
Software-Anwendungen, deren 
Anwendung
heruntergeladen wurde oder die 
mindestens eine Anwendung in einem 
bestimmten Jahr zum Kauf im Store für 
Software-Anwendungen angeboten haben 

Or. en
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Änderungsantrag 121

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 2 – Buchstabe b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) Marktplätze
– Anzahl der Händler, die 
mindestens eine Transaktion im cyber-
physischen System (CPS) in einem 
bestimmten Jahr abgeschlossen haben
– Anzahl der Händler, die eine neue 
Ware/ein neues Element im CPS in einem 
bestimmten Jahr angeboten haben
– Anzahl der Händler, die in einem 
bestimmten Jahr einen „bezahlten 
Ranking-Dienst“ im CPS nutzen – 
Online-Suchmaschinen – Anzahl der 
Nutzer von Unternehmenswebsites, die zu 
einem bestimmten Zeitpunkt in einem 
bestimmten Jahr von der Online-
Suchmaschine indexiert wurden

Or. en

Änderungsantrag 122

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 2 – Buchstabe c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) Online-Dienste sozialer Netzwerke
– Anzahl der Unternehmen mit einer 
aktiven Seite im sozialen Netzwerk in 
einem bestimmten Jahr
– Anzahl der Entwickler von 
Software-Anwendungen, die in einem 
bestimmten Jahr in das soziale Netzwerk 
integriert sind

Or. en
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Änderungsantrag 123

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 2 – Buchstabe d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) Video-Sharing-Plattform-Dienste
– Anzahl der Anbieter von 
Inhalten/Verleger mit mindestens einem 
veröffentlichten Inhalt/Video jährlich
– Anzahl der gewerblichen Nutzer, 
die sich in einem bestimmten Jahr in 
irgendeiner Weise mit dem CPS 
beschäftigt haben, u. a. durch das 
Abonnieren von Endnutzern desselben 
CPS, durch die Nutzung „bezahlter 
Ranking-Dienste“ des CPS, durch das 
Hinzufügen neuer Inhalte oder auf 
andere Weise

Or. en

Änderungsantrag 124

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 2 – Buchstabe e (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

e) nummernunabhängige 
interpersonelle Kommunikationsdienste
– Anzahl der gewerblichen Nutzer, 
die eine chat-ähnliche Funktion genutzt 
haben, um direkt mit dem Nutzer von 
nummernunabhängige interpersonelle 
Kommunikationsdienste von Endnutzern 
in einem bestimmten Jahr kommuniziert 
haben
– Anzahl von Unternehmen mit 
Unternehmenskonten, die in einem 
bestimmten Jahr mindestens einmal zur 
Kommunikation mit Endnutzern 
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verwendet wurden

Or. en

Änderungsantrag 125

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Nummer 2 – Buchstabe f (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

f) Betriebssysteme
– Anzahl der gewerblichen Nutzer, 
die mindestens einmal in einem 
bestimmten Jahr die API des 
Betriebssystems aufgerufen haben

Or. en

Änderungsantrag 126

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 2 – Buchstabe g (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

g) Cloud-Computing-Dienste
– Anzahl der gewerblichen Nutzer, 
die zu einem beliebigen Zeitpunkt im Jahr 
Cloud-Dienste in Anspruch genommen 
haben

Or. en

Änderungsantrag 127

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Absatz 2 – Buchstabe h (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

h) Online-Werbedienste
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Or. en



PE692.792v01-00 86/90 PR\1231257DE.docx

DE

BEGRÜNDUNG

1. Hintergrund 

Am 15. Dezember 2020 unterbreitete die Kommission dem Europäischen Parlament und dem 
Rat einen Vorschlag für eine Verordnung über bestreitbare und faire Märkte im digitalen Sektor 
(„Gesetz über digitale Märkte“). Das Gesetz über digitale Märkte ist zusammen mit dem Gesetz 
über digitale Dienste Teil der europäischen digitalen Strategie der Kommission „Gestaltung der 
digitalen Zukunft Europas“, mit der der europäische digitale Raum reformiert werden soll, 
indem ein umfangreiches neues Regelwerk für alle digitalen Dienstleistungen vorsieht, 
d. h. auch für die sozialen Medien, Online-Marktplätze und andere Online-Plattformen, die in 
der Europäischen Union in Betrieb sind, festgelegt wird. 

Das Gesetz über digitale Märkte baut auf der horizontalen Verordnung über die Beziehungen 
zwischen Online-Plattformen und Unternehmen auf und soll einen bestreitbaren und fairen 
digitalen Sektor sicherstellen, um für Innovationen, eine hohe Qualität digitaler Produkte und 
Dienstleistungen, faire und wettbewerbsbestimmte Preise sowie eine hohe Qualität und 
Auswahl für gewerbliche Nutzer und Endnutzer im digitalen Sektor zu sorgen. Dieser 
Vorschlag ist eine Antwort auf den Bericht mit einer Rechtsetzungsinitiative des IMCO, der 
auf der Plenarsitzung am 20. Oktober 2020 verabschiedet wurde (2020/2018 (INL). 

2. Entwurf eines Berichts 

Der Berichterstatter unterstützt uneingeschränkt die allgemeinen Ziele der vorgeschlagenen 
Verordnung, das heißt, das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes durch die Förderung 
bestreitbarer und faire Märkte im digitalen Sektor sicherzustellen. Der Berichterstatter 
unterstützt auch die spezifischen Ziele (i) auf Marktversagen zu reagieren, um für bestreitbare 
und wettbewerbsorientierte digitale Märkte zu sorgen und somit mehr Innovation und eine 
größere Auswahl für Verbraucher zu erreichen, (ii) gegen unlauteres Verhalten von 
Gatekeepern vorzugehen und (iii) die Kohärenz und Rechtssicherheit zur Sicherung des 
Binnenmarktes zu verbessern. 

Der Berichterstatter hebt den positiven Beitrag hervor, den die Plattformwirtschaft zum BIP 
und zur europäischen Wirtschaft insgesamt leistet. Seines Erachtens hat die COVID-19-
Pandemie viele Unternehmen in Europa gezwungen, im Internet tätig zu werden, da dies lange 
Zeit die einzige Möglichkeit war, Nutzer und Verbraucher zu erreichen. Der Berichterstatter ist 
der Ansicht, dass dieser erzwungene digitale Wandel langfristig positive Auswirkungen auf den 
digitalen Binnenmarkt haben kann, da immer mehr Unternehmen in Europa bewusst wird, dass 
ihre Märkte über nationale Grenzen hinausgehen. 

In diesem Zusammenhang weist der Berichterstatter darauf hin, dass heute viele große Online-
Plattformen wirkungsvolle Zugangstore für eine Vielzahl von gewerblichen Nutzern bieten, um 
in der Union und darüber hinaus Endnutzer zu erreichen. Online-Plattformen haben einen 
erheblichen Einfluss auf den Binnenmarkt, indem sie den grenzüberschreitenden Handel 
erleichtern und einer großen Zahl europäischer Unternehmen völlig neue 
Geschäftsmöglichkeiten eröffnen. Gleichzeitig räumt der Berichterstatter ein, dass einige dieser 
Plattformen aufgrund ihrer Dimension und der Besonderheiten der digitalen Wirtschaft auch 
als „Gatekeeper“ fungieren können, die die Möglichkeit und einen Anreiz haben, unlautere 

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2020-0181_DE.html
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Verfahrensweisen anzuwenden und dadurch andere Unternehmen am Wachstum zu hindern. 
Die Durchsetzung des Wettbewerbsrecht auf digitalen Märkten ist zwar sehr wichtig, ist jedoch 
nicht wirksam genug gewesen, um alle Probleme auf diesen Märkten zu lösen und Schäden für 
Verbraucher zu beheben, geschweige denn zu verhindern. 

Aus diesem Grund ist der Berichterstatter überzeugt, dass dieser Vorschlag für eine Verordnung 
zur rechten Zeit kommt und umgehend angenommen und durchgesetzt werden sollte. Durch 
die Festlegung klarer Regeln dafür, was Unternehmen mit „Gatekeeper“-Status in der 
Europäischen Union gestattet und untersagt ist, werden mit dieser Verordnung gleiche 
Wettbewerbsbedingungen für die digitale Wirtschaft geschaffen, die hoffentlich von vielen 
Unternehmen innerhalb und außerhalb Europas zum Vorteil der europäischen Verbraucher 
genutzt werden. 

Vor dem Hintergrund dieser Erwägungen begrüßt der Berichterstatter den Vorschlag und 
schlägt die Stärkung einiger Elemente des Verordnungsvorschlags mit den folgenden 
wesentlichen Änderungen vor, auch, weil die Mittel der Kommission immer begrenzt sein 
werden. 

2.1 Definition und Benennung von Gatekeepern

Nach Ansicht des Berichterstatters sollte das Gesetz über digitale Märkte deutlich auf die 
Plattformen ausgerichtet sein, die aufgrund ihrer Größe und ihres Einflusses auf den 
Binnenmarkt eine unbestreitbare Rolle als Gatekeeper spielen. Zu diesem Zweck hält es der 
Berichterstatter für angemessen, die quantitativen Schwellenwerte zu erhöhen und als 
zusätzliche Bedingung für die Benennung von Unternehmen als „Gatekeeper“ gemäß Artikel 3 
Absatz 2 der Verordnung vorzusehen, dass sie nicht nur einen, sondern mindestens zwei 
zentrale Plattformdienste anbieten. Das Angebot von zwei oder mehr zentralen 
Plattformdiensten ist auch ein wichtiger Indikator für die Rolle dieser Unternehmen als 
Anbieter von Dienstleistungsökosystemen. 

Durch diese Änderungen sollte die Möglichkeit der Kommission, andere Anbieter von 
zentralen Plattformdiensten nach einer Bewertung gemäß Artikel 3 Absatz 6 als Gatekeeper zu 
benennen, unberührt bleiben. Gleichzeitig sollte diese gründliche Prüfung nicht erforderlich 
sein (und wäre auch nicht gerechtfertigt), wenn Unternehmen die quantitativen Annahmen aus 
Artikel 3 Absatz 2 erfüllen. 

Nach Ansicht des Berichterstatters sollte die Verordnung rasch und wirksam angewendet 
werden. Von den Unternehmen wird erwartet, dass sie kooperieren; tun sie dies nicht, sollte die 
Kommission einen Anbieter zentraler Plattformdienste auf der Grundlage der vorliegenden 
Fakten als Gatekeeper benennen können. Gleichzeitig sollte die Rechtssicherheit verbessert 
werden. Zu diesem Zweck schlägt der Berichterstatter ein Verzeichnis von Indikatoren vor, das 
als Anhang zu dieser Verordnung aufgenommen wird, damit Anbieter zentraler 
Plattformdienste im Voraus wissen, wie die Zahl der monatlich aktiven Endnutzer und der 
jährlich aktiven gewerblichen Nutzer zum Zwecke von Artikel 3 Absatz 2 festgelegt wird. 

2.2 Pflichten und Verbote 

Der Berichterstatter stellt fest, dass durch eine andere Bündelung der Pflichten und Verbote ein 
Mehrwert für die Verordnung hätte erreicht werden können. Der Berichterstatter sieht jedoch 
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auch Vorteile in der von der Kommission vorgeschlagenen Aufteilung, bei der die Pflichten 
aufgeführt sind, die im Interesse einer wirksamen Anwendung der Verordnung weiter 
spezifiziert werden können. Der Berichterstatter regt an, weitere Änderungen vorzunehmen, 
mit denen präzisiert wird, dass die in der Verordnung vorgesehenen Pflichten und Verbote 
unmittelbar anwendbar sind, und von den Gatekeepern erwartet wird, für die Einhaltung der 
Vorschriften zu sorgen, sobald die Verordnung in Kraft tritt. Ferner sollte nach Ansicht des 
Berichterstatters im Rahmen des Regulierungsdialogs die Möglichkeit der Kommission 
vorgesehen werden, einen Markttest der Maßnahmen vorzunehmen, die der Gatekeeper zur 
Sicherstellung einer wirksamen Einhaltung der Verordnung umsetzen soll. Der Berichterstatter 
schlägt vor, das Umgehungsverbot dahingehend zu verschärfen, dass den Gatekeepern jegliches 
Verhalten untersagt wird, das in der Praxis den gleichen Zweck oder die gleiche Wirkung wie 
die in Artikel 5 und 6 aufgeführten Praktiken haben würde. 

2.3 Marktuntersuchung und strukturelle Abhilfemaßnahmen

Nach Ansicht des Berichterstatters sollte die Kommission nationale Behörden zur 
Unterstützung von Marktuntersuchungen zur Benennung von Gatekeepern auffordern können. 
Die Verhängung struktureller Abhilfemaßnahmen sollte zudem möglich sein, nachdem die 
Kommission zwei Beschlüsse zur Nichteinhaltung gefasst hat. Der Berichterstatter ist der 
Auffassung, dass dieser Ansatz aufgrund des Ex-ante-Charakters und der unmittelbaren 
Anwendbarkeit der Verordnung gerechtfertigt ist. Aus dem gleichen Grund schlägt der 
Berichterstatter vor, dass der Erlass von Verpflichtungsbeschlüssen nicht möglich sein sollte. 

2.4 Steuerung, Durchsetzung und Kohärenz bei der Regulierung

Der Berichterstatter ist der Ansicht, dass aufgrund des Charakters der digitalen Dienste 
verschiedene Regulierungssysteme unweigerlich miteinander verknüpft sind und sich 
überschneiden. Aus diesem Grund schlägt der Berichterstatter die Einsetzung einer 
hochrangigen Gruppe digitaler Regulierungsstellen vor, in der Vertreter der zuständigen 
Behörden aller Mitgliedstaaten, der Kommission sowie einschlägiger Einrichtungen der EU 
und andere Vertreter zuständiger Fachbehörden zusammenkommen. Diese hochrangige Gruppe 
sollte die Zusammenarbeit und Abstimmung zwischen der Kommission und den 
Mitgliedstaaten bei ihren Durchsetzungsbeschlüssen im Interesse eines einheitlichen 
Regulierungsansatzes erleichtern. Die hochrangige Gruppe sollte die Kommission auch bei der 
Überwachung der Einhaltung der Verordnung unterstützen, indem sie die Bündelung von 
Erkenntnissen, Ressourcen und Fachwissen in ganz Europa zum Nutzen der EU-Verbraucher 
und des Binnenmarktes ermöglicht. 
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ANLAGE: List der Einrichtungen und Personen, von denen der Berichterstatter 
Beiträge erhalten hat

Die folgende Liste wurde auf rein freiwilliger Basis und unter alleiniger Verantwortung der 

Verfasserin der Stellungnahme erstellt. Der Berichterstatter erhielt bei der Erstellung des 

[Berichtsentwurfs/Berichts bis zu dessen Annahme im Ausschuss] Beiträge von folgenden 

Einrichtungen oder Personen:

Einrichtung bzw. Person

Santander
Allegro
BBVA
Google
Vodafone
Kelkoo Group
CCIA Europa
Apple
Prof. Marco Siragusa
ACT APP Association
ARD/ZDF
Springer
Match Group
Apple
Netflix
Santander
Criteo
IBM
Europäischer Verbraucherverband
Expedia
Salseforce
Amazon
Yelp
Google
AT&T
Spotify
CCIA Europa
EMMA/ENPA
Snapchat
Booking.com
EuroCommerce
Facebook
Vaunet
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ECOSIA
Rat der europäischen Verleger
Bundesdruckerei
Independent Retail Europe
Reporters sans Frontières/Reporters without borders/Reporter ohne Grenzen
GSMA
ETNO
ITI – The Information Technology Industry Council
DuckDuckGo
BDZV/VDZ
European Broadcasters Union (Europäische Rundfunkunion – EBU)
Handelsverband Deutschland (HDE)
Eurochambres
VZBV
ZEV
Prof. Heike Schweizer
Prof. Ruprecht Podszun
Prof. Christian Kersting
Prof. Nicolas Petit
Prof. Graef


